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zur Gesetz-Sammlungfür die
"

KöniglichrnprensisiyenStaaten
"

Bundes HGesetzblatt
NordxdeutsehenBundes.

JIT 26.«

(Nr. 312.) Gewerbeordnungfür den NorddeutscheanundVom 21. Juni 1869.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Königvon Preußenic.

verordnen im Namen des NorddeutschenBundes , nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes und des Reichstages,was folgt:

Titel l.

AllgemeineBestimmungen

s. I.

Der Betrieb eines Gewerbes ist Jedermann gestattet,soweit nicht durch
dieses GesetzAusnahmen oder Beschränkungenvorgeschriebenoderzugelassensind.

er gegenwärtigzum Betriebe eines Gewerbesberechtigtist, »kann»von
demselbennicht deshalb ausgeschlossenwerden, weil er den Erfordernissendieses
Gesetzesnicht genügt.

Z 2

Die UnterscheidungzwischenStadt und Land in Bezug auf den Gewerbe-
betrieb und die Ausdehnungdesselbenhort auf.

Z. 3.

·

Der gleichzeitigeBetrieb verschiedener»Gewerbe,sowiedesselben»Gewerbes
M mehreren Betriebs- oder Berkaufsstättenist gestattet. Eine Beschränkungder
Handwerkerauf den Verkauf der selbstverferttgtenWaaren sindetnicht statt.

Z 4.

DenZTJIUsteU«und kaufmännischenKorporationensteht ein Recht, Andere
von dem Betrtebe eines Gewerbes auszuschließen,nicht zu.

Z. 5.
"

Jn den Beschränkungendes Betriebes einzelnerGewerbe, welcheauf den

"W.-Gcsetzbc.1869. 41 « Sock-

Ausgegebenzu Berlin den I. Juli 1869.
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Zoll-, Steuer- und Postgesetzenberuhen, wird durch das gegenwärtigeGesetz
nichts geändert. .

S. 6.

Das gegenwärtigeGesetz findet keine Anwendung auf das Bergwesen
(vorbehaltlich der Bestimmungen der §§. 152. 153. und 154.), die Fischerei,
die Ausübungder Heilkunde (vorbehaltlichder Bestimmungen in den Is. 29.

30. 53. 80. und 144.), die Errichtung und Verlegung von Apothekenund den

Verkauf von Arzneimitteln(vorbehaltlichder Bestimmung im D.80.), das Unter-

richtswesen,die advokatorischeund Notariats-meis, den Gewerbebetrieb der Aus-

wanderungs-Unternehmerund Auswanderungs-Agenten,der Bersicherungs-Unter-
nehmer und der Eisenbahn-Unternehmungen;den Vertrieb von Lotterieloosen,die

Befugnißzum Halten öffentlicherFähren und die Rechtsverhältnisseder Schiffs-

mannsczaftenauf den Seeschiffen.
ine Verordnung des Bundespräsidiumswird bestimmen,welcheApothekers

waaren dem freien Verkehr zu überlassensind.

s. 7.

Vom 1. Januar 1873. ab sind, soweit die Landesgesetzesolchesnicht
früherverfügen,aufgehoben:

1) die noch bestehendenausschließlichenGewerbeberechtigungemd. h. die mit
dem Gewerbebetriebe verbundenenBerechtigungen,Andern den Betrieb
eines Gewerbes, sei es im Allgemeinen oder hinsichtlichder Benutzung
eines gewissenBetriebsmaterials, zu untersagen oder sie darin zu be-

schränken;

2) die mit den ausschließlichenGewerbeberechtigungenverbundenen Zwangs-
und Bannrechte, mit Ausnahme der Abdeckereiberechtigungem

·

3) alle Zwangs- und Bannrechte, deren Aufhebung«nach dem Inhalte der

Verleihungs-Urkundeohne Entschädigungzulässigist;
4) sofern die Aufhebung nicht schon in Folge dieser Bestimmungen eintritt,«

oder sofern sie nicht auf einem Vertrage zwischenBerechtigten und Ver-
pflichtetenberuhen: .

a) das mit dem Besitze einer Mühle , einer Brennerei oder Brenn-

gerechtigkeit,einer Brauerei oder Braugerechtigkeitoder einer Schauf-
stätte verbundene Recht, die Konsumenten tu zwingen, daß sie bei
den Berechtigten ihren Bedarf mahlen oderfchroten lassen, oder
das Getränk ausschließlichvon denselbenbeziehen(der Mahlzwang,
der Branntweinzwang oder der Brauzwang),"

b) das städtischenBäckern oder Fleischern zustehendeRecht, die« Ein-

wohner der Stadt, der Borstädte oder der sogenanntenBannmeile

zu zwingen,daß sie ihren Bedarf an Gebäck oder Fleisch ganz oder

theilweisevon jenen ausschließlichentnehmen; .

5) die Berechti.ungen, Konzessionenzu gewerblichenAnlagen oder zum Be-
triebe von ewerben zu ertheilen, die dem Fiskus, Korporationen, Insti-
tuten oder einzelnenBerechtigtenzustehen;

S) vor-
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6) vorbehaltlichder an den Staat und die Gemeinde zu entrichtendenGe-
«

werbesteuern,alle Abgaben,welchefür den Betriebeines Gewerbes ent-

richtet werden,sowiedie Berechtigung,dergleichenAbgaben aufzuerlegen.
·Ob»und in welcherWeise den Berechtigtenfür die vorstehendaufgehobenen

ausschlleßllchenGewerbeberechtigungen,Zwangs- und Bannrechte u. s. w. Ent-

schadigungzu leistenist, bestimmen die Landesgesetze -

Z. 8. .

Von dem gleichenZeitpunkte (Z. 7.) ab unterliegen, soweit solches nicht
von der Landesgesetzgebungschonfrüherverfügtist, der Ablösung:

I) diejenigenZwangs- und Bannrechte, welchedurch die Bestimmungen
des s. 7.«nichtaufgehobensind, sofern die Verpflichtungauf Grund-

besitzhaftet- dle Mitgliedereiner Korporation als solche betrifft oder

Bewohnern eines Orts oder Distrikts vermögeihres Wohnsitzesobliegt;
2) das Recht- den Inhaber einer Schankstättezu zwingen,daß er für seinen

Wirthschaftsbedarfdas Getränk aus einer bestimmtenFabrikationsstätte
entnehme.

Das Nähereüber die AblösungdieserRechte bestimmendie Landesgesetze

Z. 9.

Streitigkeitendarüber,ob eine Berechtigungzu den durch die Is. 7. und 8.

jaciöxklzdekobenen
oder für ablösbar erklärten gehört, find im Rechtswege zu ent-

n.

»
Jedochbleibt den Landesgesetzenvorbehalten, zu bestimmen, von welchen

Behordenund in welchemVerfahren die Frage zu entscheidenist , ob oder wie
weit eine auf einem Grundstückhaftende Abgabe eine Grundabgabe ist, oder für
den Betrieb eines Gewerbes entrichtet werden muß.

Z. 10.

AusschließlicheGewerbeberechtigungenoder Zwangs- und Bannrechte,
WelchedurchGesetzaufgehoben oder für ablösbar erklärt worden sind, können
fortan nicht mehr erworben werden.

Realgewerbeberechtigungendürfenfortan nicht mehr begründetwerden.
«

Z. 11.

«

Das Geschlechtbe ründet in Beziehung auf die Befugniß zum selbst-
standlgm Betriebe eines ewerbes keinen Unterschied.

s Frauen-Welcheselbstständigein Gewerbe betreiben, können in Angelegen-
heiten Ihres GewerbesselbstständigRechtsgeschäfteabschließenund vor Gericht
auftrietenigleichviel-Ob sie verheirathetoder unverheirathet sind. Sie können

sichM Betreff der Geschäfteaus ihrem Gewerbebetrieb auf die in den einzelnen
BundesstaatenbestehendenRechtswohlthatender Frauen nicht berufen. Es macht
hierbel keinen Unterschied-"ob sie das Gewerbe allein oder in Gemeinschaftmit
anderen Persqnenlob sie dasselbein eigener Person oder durch einen Stell-
vertreter betreiben.

41s Z. 12.
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s. 12.

Hinsichtlichdes Gewerbebetriebes der juristischenPersonen des Auslandes
bewendet es bei den Landesgesetzen

Diejenigen Beschränkunen, welche in Betreff des Gewerbebetriebes für
Personen des Soldaten- und eamtenstandes,sowie deren Angehörigenbestehen,
werden durch das gegenwärtigeGesetznicht berührt.

Z. 13.

Von dem Besitze des Bürgerrechtssoll die Zulassung zum Gewerbe-
betriebe in keiner Gemeinde und bei keinem Gewerbe abhängigsem.

· Nach dem begonnenenGewerbebetriebe ist, soweit dies in der bestehenden
Gemeindeverfassunbegründetist, der Gewerbetreibende auf Verlangen der Ge-
meindebehördena Ablan von drei Jahren verpflichtet,das Bürgerrechtzu ek-

werben. Es darf jedochin diesemFalle von ihm das sonst vorgeschriebeneoder
üblicheBürgerrechtsgeldnichtZefordert

und ebenso nicht verlangt werden, daß
er sein anderweit erworbenes ürgerrechtaufgebe.

Titel II.

Stehender Gewerbebetrieb.

I. Allgemeine Erfordernisse

s. 14.

Wer den selbstständigenBetrieb eines stehendenGewerbes anfängt,muß
der für den Ort, wo solchesgeschieht,nach den LandesgesetzenzuständigenBe-
hördegleichzeitigAnzeigedavon machen. Diese Anzeigeliegt auch demjenigen
ob, welcher zum Betriebe eines Gewerbes im Umher iehen (Tite1111.) befugt ist.
Außerdemhat, wer Ver icherungenfür eine obiliar- oder Jmmobiliar-

Feuerversicherungs-Anstaltals gent oder Unteragent vermitteln will, beiUeber-
nahme der Agentur, und derjenige,welcher diesesGeschäftwieder aufgiebt,oder
welchem die

Versicherungsanstaltden Auftrag wieder entzieht, Innerhalb der
nächstenacht Tage er uständigenBehördeseines Wohnortes davonAnzeigezu
machen. Buch- und teindrucker,Buch- und Kunsthändler,Antiquare,Leih-
bibliothekare,Inhaber von Lesekabinetten,Berkäufervon Druckschriften,Zeitungen
und Bildern haben bei der Eröffnungihres Gewerbebetriebes das Lokal desselben,

sowiejeden späterenWechsel des letzterenspätestensam Tage seines Eintritts
er zuständigenBehördeihres Wohnortes anzugeben.

Z. 15.

Die Behördebescheinigtinnerhalb dreier Tage den Empfangder Anzeige.
Die Fortsetzung des Betriebeskann polizeilichverhindertwerden , wenn

ein Gewerbe,zu dessenBeginn eine besondereGenehmigungerforderlichist, ohne
dieseGenehmigungbegonnen wird.

.

Gegen ie untersagendeVerfügungist der Rekurs zulässig.
n E

·

. r·



s— 249 —-

1l. Erfordernißbesonderer Genehmigung
«1. Anlagen, welche einer besonderen Genehmigungbedürfen.

Z. 16.

Zur Errichtungvon Anlagen,welchedurch die örtlicheLage oder die Be-
schaffenheitder Betriebsstättefur die Besitzeroder Bewohner der benachbarten
Grundstückeoder für das«PublikumüberhaupterheblicheNachtheile, Gefahren
oder Belästigungenherbeifuhrenkönnen, ist die Genehmigungder nach den
LandesgesetzenzuständigenBehorde erforderlich.

-

«

Es gehörendahin:

Schießpulver-Fabriken,Anlagen zur Feuerwerkerei und zur Bereitung
von -Zundst0ffen aller Art , Gasbereitungs- und Gasbewahrungs-
Anstalten, Anstalten zur Destillation von Erdöl,Anlagen zur Bereitung
von Braunkohlentheer,Steinkohlentheerund Koaks,sofern sie außerhalb
der Gewinnungsortedes Materials errichtet werden, Glas- und Nuß-
hüttemKalk--Ziegel- und Gypsöfen,Anlagen zur Gewinnung roher
Metalle- RostöfemMetallgießereien,sofernsienichtbloßeTiegelgießereien
sind, Hammerwerke,chemischeFabriken aller Art, SchnellbleichenFirniß-
siedereien,Stärkefabriken,mit Ausnahme der Fabriken zur Bereitung
von Kartoffelstärke,StärkesyrupssFabrikemWachstuch- Darmsaiten-,Dachpappen-und Dachsilz-Fabriken,Leim-, Thran- und Seifensiedereiem
KnochenbrennereiemKnochendarren, Knochenkochereienund Knochen-
blelchemZubereitungsanstaltenfür Thierhaare, Tal schmelzen,Schlächte-
reien, Gerbereien,Abdeckereien,Poudrettew und üngpulveriFabrikem
Stauanlagenfür Wassertriebwerke(§. -23.).

Das vorstehendeVerzeichnißkann, "e nach Eintritt oder Wegfall der im
«

Eingang gedachtenVoraussetzung,durch eschlußdes Bundesrathes, vorbehalt-
lich der Genehmigungdes nächstfolgendenReichstages,abgeändertwerden.

§. 17.

»

Dem Antrage auf die Genehmigungeiner solchenAnlagemüssendie zur
ErlauterungerforderlichenZeichnungen und Beschreibungenbeigefügtwerden. «

st gegen die Vollständigkeitdieser Vorlagen nichts zu erinnern, so wird
das Unternehmenmittelst einmaliger Einrückungin das zu den amtliigenBe-
kannttnachungender Behörde(Z. 16.) bestimmteBlatt zur öffentlichenenntniß
gebracht,,mit der Aufforderung,etwaige Einwendungengegen die neue Anlagebinnen VterzehnTagen anzubringen. Die Frist nimmt ihren Anfan mit Ab-
lan des Tages, an welchem das die Bekanntmachungenthaltende latt aus-

gegebenvaden, und ist für alle Einwendungen,welchenichtauf privatrechtlichen
iteln beruhen,prätlusivisch

«

§. 18.

Werden keine Einwendungenangebracht, so hat die Behördezu prüfen,
ob die Anlage,,ekhebllkheGefahren, Nachtheileoder Belästigungenfür das PU-
blikum herbeifuhreiikonne. Auf Grund dieserPrüfung,welchesichzugleichTuf-

ie
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die Beachtungder bestehendenbau-, feuer- und gesundheitspolizeilichenBor-

schriften erstreckt,ist die Genehmigung zu versagen, oder, unter Festsetzungder

sich als nöthigergebendenBedingungen, zu ertheilen. ZU den letzterengehören
auch diejenigenAnordnungen, welche zum Schutze der Arbeitergegen Gefahr
fur Gesundheit und Lebennothwendigfind. Der Bescheidist schriftlichauszu-
fertigenund muß die festgesetztenBedingungenenthalten; er muß mit Gründen

versehensein, wenn die Genehmigung versagt oder nur unter Bedingungen er-

theilt wird.

Z. 19.

Einwendungen, welche auf besonderen privatrechtlichenTiteln beruhen,
find zur richterlichenEntscheidungzu verweisen, ohne daß von der Erledigung
derselbendie Genehmigungder Anlage abhängiggemacht wird.

» «

—

Andere Einwendungendagegen sind mit den Parteien vollstandig zu er-

örtern. Nach Abschlußdieser Erörterungerfolgt die Prüfun· und Entscheidung
nach den im Z. 18. enthaltenen Vorschriften Der Beschegoist sowohl dem

Unternehmer, als dem Widersprechendenzu eröffnen. «

Z. 2().

Gegen den Bescheidist Rekurs an die nächstvorgesetzteBehördezulässig,
welcher bei Berlust desselbenbinnen vierzehnTagen, vom Tage der Eröffnung
des Bescheides an

gerechnet,gerechtfertigtwerden muß.
Der Rekurs escheidist den Parteien schriftlichzu eröffnenund muß mit

Gründen versehensein,

s. 21.
«

Die näherenBestimmungenüber die Behördenund das Verfahren, sowohl
in der ersten als in der Rekurs-Jnstanz, bleiben den Laiidesgesetzenvorbehalten.
Es sind jedochfolgendeGrundsätzeeinzuhalten:

l) In erster oder in zweiterInstanz mußdieEntscheidungdurch eine kolle-

ZaleBehörde erfolgen. Diese Behördeist befugt, Untersuchungenan

rt und Stelle zu veranlassen, Zeugen und Sachverständigezu laden
und eidlichzu vernehmen,überhauptden angetretenenBeweis in vollem

Umfange zu erheben.
2) Bildet die kollegialeBehördedie erste Instanz, so ertheilt sie ihre Ent-

scheidungin öffentlicherSitzung, nach erfolgter Ladung und Anhörung
der Parteien, auch in dem Falle, wenn zwar Einwendungennicht ange-
bracht find, die Behördeaber nicht ohne Weiteres die Genehmigunger-

theilen will und der AntragstellerinnerhalbvierzehnTagennach Empfang
des, die Genehmigung versagenden oder nur unter Bedingungen er-

theilendenBescheidesder Behördeauf mündlicheVerhandlunganträgt.
3) Bildet die kollegialeBehördedie zweiteInstanz, so ertheilt sie stets ihre

Entscheidungin öffentlicherSitzung, nach erfolgterLadung und An-

hörungder Parteien.
. 4) Als Parteien sind der Unternehmer (Antragsteller),sowiediejenigenPer-

sonen zu betrachten,welcheEinwendungen erhobenhaben.
§ 22
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Z. 22.

Die, durch unbegründeteEinwendungenerwachsendenKosten fallen dem

Widersprechenden,alle übrigenKosten, welche durch das Verfahren entstehen,
dem Unternehmerzur Last-» ,

.

In den Bescheidenuber die Zulässigkeitder neuen Anlage wird zugleich
die Vertheilungder Kosten festgesetzt

s. 23.

Bei den Stauanlagen»fürWassertriebwerkefind außer den Bestimmungen
der

dss17. bis 22. die dafur bestehendenlandesgesetzlichenVorschriften anzu-
wen en.

Der Landesgesetzgehungbleibt vorbehalten, für solche Orte,- in welchen
öffentlicheSchlachthauserin genügendemUmfange vorhanden sind oder errichtet
werden, die fernere Benutzungbestehenderund die Anlage neuer Privatschlächte-
reien zu untersagen.

Der Landesgesetzgebungbleibt ferner vorbehalten,zu verfügen,in wie weit

durch Ortsstatuten darüber Bestimmung getroffen werden kann, daß einzelne
Ortstheile VOszgskpeisezu Anlagen der in Z. 16. erwähntenArt zu bestimmen,
in anderen Ortstheilen aber dergleichenAnlagen entweder gar nicht oder nur

unter besonderenBeschränkungenzuzulassensind.

Z. 24.

»
Zur Anlegungvon Dampfkesseln,dieselbenmögenzumMaschinenbetriebe

bestimmtsein oder nicht, ist die Genehmigung der nach en Landesgesetzenzu-
ständigenBehördeerforderlich Dem Gesuche»sinddie zur Erläuterungerforder-
lichenZeichnungenund Beschreibungenbeizufugen. .

Die Behördehat die Zulässigkeitder Anlagenach den bestehendenbau-,
feuer- und gesundheitspolizeilichenVorschriften,sowie nach denjenigenallgemeinen
polizeilichenBestimmungenzu prüfen,welche von dem Bundesrathe uber die

Anlegungvon Dampfkesselnerlassenwerden. Sie hat nach dem Befunde die

Genehmigungentweder zu versagen, oder unbedingt zu ertheilen, oder endlich
bei Ertheilungderselben die erforderlichenVorkehrungenund Einrichtungenvor-

zuschreiben.
« ,

Bis zum ErlagallgemeinerBestimmungendurchden Bundesrath kommen
die in den einzelnen undesstaaten bestehendenVorschriftenzur Anwendung.

»

Bevor der Kesselin Betrieb genommen wird, ist zu untersuchen, ob die
Ausfuhrung den Bestimmun en der ertheilten Genehmigung entspricht Wer
vpk dem Empfangeder hierü er auszufertigendenBescheinigungden Betrieb be-
ginnt, hat die im Z. 147. angedrohteStrafe verwirkt.
D»ievorstehendenBestimmungengelten auch für bewegliche»Dampfkessel.
Fur den Rekurs und das Verfahren über denselbenge ten die Vorschriften

. der Z§. 20. und 21. «

.

«

Z. 25.

Die Genehmigungzu einer der in den ZZ. 16. und 24. bezeichnetenAn-

lagen bleibt so lange in Kraft, als keine Aenderungin der Lage oder

Beschafßexiix



—-" f252.

—

heit der Betriebsstättevorgenommen wird, und bedarf unter dieserVoraussetzung
auch dann, wenn die Anla e an einen neuen Erwerber übergeht,einer Erneuerun
nicht. Sobald aber eine eränderungder Betriebsstättevorgenommen wird,«isgt
dazu die Genehmigun der zuständigenBehörde nach Maaßgabeder Is. 17.
bis 23. einschließlich,eziehungsweisedes Z. 24. nothwendig Eine gleicheGe-
nehmigungist erforderlichbei wesentlichenVeränderungenin dem Betriebe einer
der im Z. 16. genannten Anlagen. Die zuständigeBehorde kann

gedochauf.
Antrag des Unternehmers von der Bekanntmachung(§. 17.) Abstan nehmen,
wenn sie die Ueberzeugunggewinnt, daß die beabsichtigteVeränderungfür die
Besitzeroder Bewohner benachbarterGrundstückeoder das Publikum überhaupt
neue oder größereNachtheile,Gefahren oder Belästigungen,als mit der vorhan-
denen Anlage verbunden sind, nicht herbeiführenwerde. -

·

—

Diese Bestimmungensinden auch auf gewerbliche Anlagen CZ. 16. und
24.) Anwendung, welchebereits vor Erlaß diesesGesetzesbestandenhaben.

§. 26.

Soweit die bestehendenRechte zur AbwehrbenachtheiligenderEinwirkun-
gen, welche von einem Grundstückeaus auf ein benachbartesGrundstuck»geübt
werden, dem Eigenthümeroder Besitzerdes letzteren eine Privatklage gewahren,
kann dieseKla«e einer mit obri keitlicher Genehmigungerrichteten gewerblichen
Anlage ge«enügerniemals auf instellung des Gewerbebetriebes,sondern nur
auf Herste ung von Einrichtun»en, welchedie benachtheiligendeEinwirkung aus-
schließen,oder, wo solche Einrichtun en unthunltch oder mit einem gehörigen
Betriebe des Gewerbes unvereinbar änd,auf Schadloshaltunggerichtetwerden.

Z. 27.

Die Errichtungoder VerlegungsolcherAnlagen,deren Betrieb mit unge-
wöhnlichemGeräuschverbunden ist, muß, sofern sie meht schon nach den Vor-
schriften der Is. 16. bis 25. der Genehmigung bedarf, der Ortspolizei-.Behörde
angezeigtwerden. Letzterehat, wenn in der Nähe der gewähltenBetriebsstätte
Kirchen, Schulen oder andere öffentlicheGebäude,Krankenhäuseroder Heilanstals
ten vorhanden sind, deren bestimmungsmäßigeBenutzung durch ·«denGewerbe-
betrieb auf dieser Stelle eine erheblicheStörung erleiden würde,dieEntscheidung
der höherenVerwaltungsbehördedarüber einzuholen,ob die Ausubung des Ge-
werbes an der gewähltenBetriebsstättezu untersagen oder nur unter Bedin-
gungen zu gestattensei.

Z. 28.

Die höherenVerwaltungsbehördensind befugt, über die Entfernung,welche
bei Errichtung von durch Wind bewegten Triebwerken von benachbartenfremden
Grundstückenund von öffentlichenWegeninne zu halten ist, durch Polizei-
verordnungenBestimmungzu treffen. .

2. Gewerbetreibende,welcheeiner besonderen Genehmigungbedürfen.
Z. 29.

Einer Approbation, welcheauf Grund eines Nachweisesder Befähigung
er-
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ertheilt wird, bedürfenApothekerund diejenigenPersonen, welchesich als Aerzte
(Wundärzte,Augenärzte,Geburtshelfer,Zahnärzteund Thierärzte)oder mit gleich-

. bedeutenden Titeln bezeichnenoderSeitens des Staats oder einer Gemeinde als
solche anerkannt oder mit amtlichen Funktionenbetraut werden sollen. Es darf
die leprobationjedoch von der vorherigen akademischenDoktorpromotiotinicht
abhangig gemacht werden.

·

« Der Bundesrath bezeichnet,mit Rücksichtauf das vorhandene Bedürfniß,
in verschiedenenTheilen des Bundesgebietesdie Behörden,welche für das anze
BundesgebietgültigeApprobationenzu ertheilenbefugt sind und erläßtdie or-

schriftenüber den Nachweisder Befähigung Die Namen der Approbirten
werden von der Behorde, welchedie Approbation ertheilt, in den vom Bundes-
rathe zu bestimmendenamtlichenBlättern veröffentlicht

etsonen,welcheeine solche Approbation erlangt haben, sind innerhalb
des Bundesgebietesm der Wahl des Ortes, wo sie ihr Gewerbe betreiben wol-
len, vorbehaltlichder Bestimmungenüber die Errichtung und Verlegung von

Apotheken(§. 6.) mcht beschränkt.
Dem Bun esrathe bleibt vorbehalten, zu bestimmen,unter welchenVoraus-

setzungenPersonenwegen wissenschaftlicherprobterLeistungenvon der vorgeschrie-
benen Pkuflmg ausnahmsweisezu entbinden sind.

, Personen,welchevor VerkündigungdiesesGesetzesin einem Bundesstaate
die Bekechtlgtmgzum Gewerbebetrieb als Aerzte,Wundärzte,Zahnärzte,Geburts-
helfekyquthekeroder Thierärztebereits erlangt haben, gelten als für das ganze
Bundesgebiet approbikt.

Z. 30.

Unternehmervon Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- und Privat-Irren-
anstaltenbedürfeneiner Konzessionder höherenVerwaltungsbehörde-,welche ek-

ZlåekltWikdywenn nicht Thatsachen vorliegen , welche die Unzuverlässigkeitdes
»

achsUchendenin Beziehungauf den beabsichtigtenGewerbebetrieb darthun.
» Hebammen bedürfeneines Prüfungszeugnissesder nach den Landesgesetzen

zustandigenBehörde.
§. 31.

SeeschiffekySeesteuerleuteund Lootsenmüssensichüber den Besitzder er-

forderlichenKenntnissedurch ein Befähigungszeugnißder zuständigenVerwaltungs-behorde ausweisen.
Det·Bundesratherläßtdie Vorschriftenüber den Nachweis der Befähi-

gung« DIE auf Grund dieses Nachweises ertheilten Zeugnisse gelten für das
ganze Bunde·sge.biet-bei Noter für das im ZeugnißangeführteFahrwasser.

oweit in Betreff der Schiffer und Lootsen auf Strömen in Folge von

1chettcliiidixslvertragenbesondereAnordnungen getroffen sind, behältes dabei ser Be-

§. 32.

.Schmispælun.temehmerbedürfen zum Betriebe ihres Gewerbes der Er-
laubniß. Dieselbeist ihnen u ertheilen, wenn nichtThatsachenvorliegen,welche
die Unzuyerlassigkeltdes Nackgsuchmdenin Beziehungauf den beabsichtigtenGe-
werbebetrieb darthun.

Bundes-Geseybl. 1869.
·

42 Be-
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Beschränkungenauf bestimmteKategorientheatralischerDarstellungen sind
unzulässig.

«

·

.

Z. 33.
.

«

Wer Gastwirthschaft,Schankwirthschaftoder Kleinhandelmit Branntwein
oder Spiritus betreiben will, bedarf dazu der Erlaubniß

Diese Erlaubnißist nur dann zu versagen: ,

l) wenn gegen den NachsuchendenThatfachen vorlie en, welche die Au-

nahme rechtfertigen,daß er das Gewerbe zur För erung der Völlerei,
des

dverbotenenSpiels, der Hehlerei oder· der Unsittlichkeitmißbrauchen
wer e ;

2) wenn das zum Betriebe des Gewerbes bestimmte Lokal »wegenseiner
Beschaffenheitoder Lage den polizeilichenAnforderungen nicht genügt.

Es können jedochdie Landesregierungen,soweit die Landesgesetzenicht ent-

gegenstehen,die Erlaubniß zum Ausschänkenvon Branntwein und den Klein-

handel mit Branntwein und Spiritus auch von dem Nachweis eines vorhandenen
Bedürfnissesabhängigmachen.

Z. 34.

Die Landesgesetzekönnen vorschreiben, daß zum Handel mit Giften und

zum Betriebe des Lootsengewerbesbesondere
Genehmågupgerforderlich ist, in-

gleichen,daß das Gewerbe der Markscheidernur von ersonen betrieben werden

darf, welcheals solchegeprüftund konzessionirtsind.

Z. 35.

Die Ertheilung von Tanz-, Turn- und Schwimmuntekricht als Gewerbe
darf denjenigenuntersagt werden, welchewegen.Vergehenoder Verbrechen gegen
die Sittlichkeit bestraft sind.

, Der Handel mit gebrauchtenKleidern, gebrauchtenBetten oder gebrauchter
Wäsche,der Kleinhandel mit altem Metallgeräthoder Metallbruch (Trödel),oder
mit Garnabfällen oder Dräumen von Seide, Wolle, Baumwolle oder Leinen,
ferner das Geschäfteines Pfandleihers kann demjeni en untersagt werden, welcher
wegen aus GewinnsuchtbegangenerVergehen oder erbrechengegen das Eigen-
thum bestraft worden ist.

Das Geschäfteines Gesindevermietherskann demjenigenuntersagtwerden,
welcher wegen aus Gewinnsuchtbegangener Vergehen oderVerbrechengegen das

Eigednthutjxti
oder wegen Vergehen oder Verbrechengegen die Sittlichkeitbestraft

wor en i .

Personen, welchedie in diesemParagraphen bezeichnetenGewerbe beginnen,
haben bei Eröffnung ihres Gewerbebetriebes der zustandigenBehörde hiervon
Anzeigezu machen.

—

s. 36.

Das Gewerbe der Feldmesser,Auktionatoren, derjenigen,welche den Fein-
gehalt edler Metalle oder die Beschaffenheit,Menge oder«richtigeVerpackungvon

Waaren irgend einer Art feststellen,der Giiterbestätiger,Schaffney Wgzgmes-
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Messer,Bracker, Schauer, Stauer u. s. w. darf zwar frei betrieben werden , es
.

bleiben jedoch die verfassungsmäßigdazu befugten Staats- oder Kommunal-

behördenoder Korporationenauch ferner berechtigt,Personen, welche diese Ge-
werbe betreiben wollen, auf«die Beobachtungder bestehendenVorschriften zu be-

eidigen und öffentlichanzustellen.
Die Bestimmungen der Gesetze-,welche den Handlungen der genannten

Gewerbetreibenden eine besondereGlaubwürdigkeitbeilegenoder an diese Hand-
lungen besondererechtlicheWirkungenknüpfen, sind nur auf die von den ver-

fassungsmäßigdazu befugten Staats- oder Kommunalbehördenoder Korpora-
tionen angestelltenPersonen zu beziehen.

Z. 37. .

Der Regelung durch die OrtspolizeiiBehördeunterliegt die Unterhaltung
des öffentlichenVerkehrs innerhalb der Orte durch Wagen aller Art, Gondeln,
Sänften, Pferde und »andereTransportmittel, sowie das Gewerbe derjenigen
Personen, welche auf offentlichenStraßen oder Plätzenihre Dienste anbieten.

- Z. 38.

»- DieCentralbehördensind befugt,Vorschriftendarüber zu erlassen, in welcher
Wetsedle Im Z. 35. Absatz2. und 3. verzeichnetenGewerbetreibenden ihre Bücher
zu fuhrenUndwelcher polizeilichenKontrole über den Umfang und die Art ihres.
Gefchaftsbetriebessie sichzu unterwerfen haben.

Z. 39.

Die Landesgesetzekönnen die Einrichtung von Kehrbezirkenfür Schornstein-
fegergestatten. Jedoch ist, wo Kehrbezirkebestehen oder eingerichtetwerden, die

hohereVerwaltungsbehörde,soweit nicht Privatrechte entgegenstehen,befugt, die

Kehrbezirkeaufzuheben oder zu verändern, ohne daß deshalb den Bezirksschorn-
steinfegernein Widerspruchsrechtoder ein Anspruch auf Entschädigungzusteht.

Z. 40.

»

Die in den Is. 29. bis 34. erwähntenApprobationenund Genehmigungen
dkaen weder auf Zeit ertheilt, noch, Vorbehaltlichder Bestimmungen in den
Js. 53. und 143., widerrufen werden.

Gegen Versagung der Genehmigung zum Betriebe eines der in den

§?.«30.
32. 33. und 34., sowie gegen Untersagung des Betriebes der in den

§ . 35. und 37. erwähntenGewerbe ist der Rekurs
zulässigWegen des Ver-

fahrens und der Behördengelten die Vorschriftender II 0. und 21.

Ill. Umfang, Ausübung und Verlust der Gewerbsbesfugnisse

Z. 41.

» DIE.Vengnißzum felbstständigenBetriebe eines stehendenGewerbes be-

reist das Rechtup sich, in beliebiger Zahl Gesellen, Gebricer, Arbeiter jede-e
rt und, soweitfdieVorschriftendes gegenwärtigenGesetzesnichtentge enstehen,

·

Lehrlingeanzunehmen Jn der Wahl des Arbeits- und Hülfspersonas fitkiden. 42ss cMc
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keiaellgnderenBeschränkungenstatt,-als die durch das gegenwärtigeGesetzfest-
ge e en.

Jn Betreff der Berechtigungder Apotheker,Gehülfenund Lehrlinge an-

zunehmen,bewendet es bei den Bestimmungender Landesgesetze

Z. 42.

Wer zum selbstständigenBetriebe eines stehendenGewerbes befugt ist,
darf dasselbe vorbehaltlichder Bestimmungendes Z. 59. am Orte seiner gewerb-
lichen Niederlassungund, soweit nicht die Vorschriftendes dritten Titels einen
Legitimationsscheinerfordern, auch außerhalbdiesesOrtes ausüben.

Z. 43·
Wer gewerbsmäßigDruckschriftenoder andere Schriften oder Bildwerke

auf öffentlichenWegen, Straßen, Plätzen,oder an anderen öffentlichenOrten aus-
srufen, verkaufen, vertheilen, anheften oder anschlagenwill, bedarf dazu einer Er-
laubnißder Ortspolizei-Behörde,und hat den über dieseErlaubniß auszustellen-
den, auf seinen Namen lautenden Legitimationsscheinbei sich zu führen.

Diese Erlaubnißdarf nur unter den Bedingungenund nach Maaßgabe
des Z. 57. versagt werden. «

Z. 44.

Kaufleute, Fabrikanten und andere Personen, welcheein stehendesGewerbe
betreiben, sind befugt, außerhalbdes Ortes ihrer gewerblichenNiederlassungper-
sönlichoder durch in ihren Diensten stehendeReisende Waaren aufzukaufenund
Bestellungenauf Waaren zu suchen.

Sie bedürfendazu eines Legitimationsscheins,welcher von der unteren
Verwaltungsbehördeausgestellt wird und für das Kalenderjahr gilt. Dieses
Legitimationsscheinsbedarf es nicht, wenn die betreffenden Gewerbetreibenden
durch die nach den ZollvereinsverträgenerforderlicheGewerbe-Legitimationskarte
bereits für das Gesammtgebietdes Zollvereins legitimirt sind.

Der Inhaber eines solchen Le itimationsscheinsdarf aufgekaufte Waaren
nur Behufs deren Beförderungnach gemBestimmun«sorte und von den Waaren,
auf welche er Bestellungensucht, nur Proben oder uster mit sich führen.

s. 45. -

Die Befugnissezum stehendenGewerbebetriebe können durchStellvertreter
ausgeübtwerdens diesemüssenjedoch den für das in Rede stehendeGewerbe
insbesonderevorgeschriebenenErfordernissengenügen.

Z. 46.

Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbefür Rechnung
der Wittwe währenddes Wittwenstandes,oder, wenn minderjährie Erben vor-

handen sind, für deren Rechnungdurch einen nach 45. qualisizirten Stell-
vertreter betrieben werden, insofern die über den Betrieb einzelnerGewerbe be-
stehendenbesonderen Vorschriften nicht ein Anderes anordnen. Dasselbe gilt
währendder Dauer einer Kuratel oder Nachlaßregulirung.

§ 4. 7.
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5. 47.

Inwiefern für die nach muss
34. und 36. konzessionirtenoder angestellten

Personen eine Stellvertretung zuläsig ist, hat in jedem ein elnen Falle die Ve-
hördezu bestimmen,welcher die Konzessionirungoder Anstellungusteht.

Dasselbegilt in Beziehungauf diejenigenSchornsteinfeger,enen ein Kehr-
bezirkzugewiesenist (§. 39.).

§. 48.

Real-Gewerbeberechtigungenkönnen auf jede, nach den Vorschriften dieses
Gesetzeszum Betriebe des GewerbesbefähigtePerson in der Art übertragen

wzrdeYdaß der Erwerber die Gewerbeberechtigungfür eigene Rechnung aus-
u en arf.

Z. 49.

Bei Ertheilung der Genehmigung zu einer Anlage der in den . 16. «

und 24. bezeichnetenArten,ingleichenzur Anlegungvon Privat-Kranken-, rivat-
Entbindungs- und »Privat-Jrrenanstalten,zu Schauspiel-Unternehmungen,sowie
zum Betriebe der im Z. 33· gedachtenGewerbe , kann von der genehmigenden
Behörde den Umständennach eine Frist festgesetztwerden, binnen welcher die
Anlage oder das Unternehmenbei Vermeidungdes Erlöschensder Genehmigun
begonnenund.ausgeführt,und der Gewerbebetrieb angefangen werden muß. Jä
eer solcheFklst nicht bestimmt,so erlischtdie ertheilte Genehmigung,wenn der
Inhaber NachEmpfangderselbenein ganzes Jahr verstreichenläßt, ohne davon

Gebrauchzu machen.
Eine Verlängerungder Frist kann von der Behördebewilligt werden, so-

bald erheblicheGründe nicht entgegenstehen.
· » »

·
Hat der Inhaber einer solchenGenehmigungseinenGewerbebetriebwahrend

eines Zeitraums von drei Jahren eingestellt,ohne eine Fristung nachgesuchtund

erhalten zu haben, so erlischt dieselbe.
. ,

Für die im s. 16. ausgeführtenAnlagen darf die
nachåesuchteFristung

so lange nicht versagt werden , als wegen einer durch Erbfa oder Konkurs-
erklärungentstandenenUngewißheitüber das Eigenthum an einer Anlage oder,
m Folge höhererGewalt , der Betrieb entweder gar nicht oder nur mit er-

hebltchemNachtheile für den Inhaber oder Eigenthümerder Anlage statt-
finden kann.

Das Verfahren für die Fristung ist dasselbe, wie für die Genehmigung
neuer Anlagen.

Z. 50.

Auf«die Inhaber der bereits vor dem Erscheinendes gegenwärtigenGe-
setzesertheiltenGenehmigungenfinden die im Z. 49. bestimmtenFristen ebenfalls
AUWEUdUUOjedochmit der Maaßgabe,daß diese Fristen von dem Tage der
Verkundung des Gesetzesan zu laufen anfangen.

s. 51.

Wegen überwiegenderNachtheileund Gefahren für das Gemeinwohlkann
die fernere Benutzungeiner jeden gewerblichenAnlage durch die höhereBärl-w I
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waltungsbehördezu jeder Zeit untersagt werden. Doch muß dem Besitzerals-
dann ftir den erweislichenSchaden Ersatz geleistetwerden.

«

Gegen die untersa ende Verfügungist der Rekurs zulässig;wegen der

Entschädigungsteht der echtswegoffen.

§. 52.

Die Bestimmungdes Z. 51. findet auch auf die zur Zeit der Verkündung
des gegenwärtigenGesetzesbereits vorhandenen gewerblichenAnlagenAnwendung;
doch entspringt aus der Untersagung der ferneren Benutzung kein Anspruch auf
Entschädigung,wenn bei der frü er ertheilten Genehmigung ausdrücklichvorbe-
halten worden ist, dieselbeohne tschädigungzu widerrufen.

Z. 53.

Die in dem Z. 29. bezeichnetenApprobationenkönnen von der Verwaltungs-
behördenur dann zurückgenommenwerden, wenn die Unrichtigkeitder Nachweise
dargethan wird, auf deren Grund solcheertheilt worden sind.
Außer aus diesem Grunde können die in den Z§. 30. ,32. 33. 34. und 3’6.

bezeichnetenGenehmigungenund Bestallungen in gleicherWeise zurückgenommen
werden, wenn aus Handlungen oder Unterlassungendes Inhabers der

MaiågelderjenigenEigenschaften,welche bei der Ertheilung der Genehmigung oder e-
-

stalluwg nach der Vorschrift dieses Gesetzesvorausgesetztwerden mußten,klar ek-

hellt Inwiefern durch die Handlungen oder Unterlassungeneine Strafe verwirkt
ist, bleibt sder richterlichenEntscheidungvorbehalten.

s. 54.

Wegen des Verfahrens und der Behörden,welchein Beng auf die unter-

sagte Benutzungeiner gewerblichenAnlage (§. 51.), auf die Untersagun eines-
Gewerbebetriebs (8. 15. Absatz2. und §. 35.), und die Zurücknahmeeiner pprio-
bation, Genehmigung oder Bestallung (Z. 53.) maaßgebendsind, gelten die Bor-
;schrif-tender Is. -20. und 21.

Titel m.

Gewerbebetrieb im Umherziehen

» ( l

Z. 55.
«

«W"eraußerhalbseines Wohnorts, ohne Begründung einer gewerblichen
Niederlassungund ohne vorgängigeBestellung, in eigener Person:

1) Waaren irgend einer Art feilbieten,
2) Waaren irgend einer Art bei anderen Personen, als bei Kaufleuten oder

an anderen Orten , als in offenen Verkaufsstellen zum Wiederverkauf
ankaufen,

3) Waarenbestellungenaufsuchen,oder

4) gewerblicheoder künstlerischeLeistun en oder Schaustellungenbei welchen
ein höhereswissenschaftlichesoder Kunst-Interessenicht obivaltehfeil-
btäcn ,

be-
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bedarf, vorbehaltlichder in den Is. 44. und 64. getroffenenBestimmungen, eines

Legitimationsfcheins « ,

Ein Legitimationsscheinist nicht erforderlichzum Verkauf oder Ankan
roher Erzeugnisseder Land- und Forstwirthschaft,des Garten- und Obstbaueg.

.
s. 56.

Ausgeschlossenvom An- und Verkauf im Umherziehensind:
l) geistigeGetränke aller Art;
2) gebrauchteKleider und»Betten, Garnabfälle, Enden und Dräumen

von Seide, Wolle, Lemen oder Baumwolle, Bruchgold und Bruch-
silber;

«

3) Spielkarten, Lotterieloose,Staats- und sonstigeWerthpapierej
4) Schießpulver,Feuerwerkskörperund andere explosiveStoffe;
5) ArzneimittehGifte und giftige Stoffe.

Der Bundesrathist befugt, soweit ein Bedürfniß obwaltet, anzuordnen,
daß die Eklaubmßzum Verkan oder Ankan der einzelnenausgefchlossenenGegen-
ständeertheilt werde.

«

Der Bundesrath,und in drin enden Fällen der Bundeskanzlernach Ein-
Vemehmm mlt PemAusschußdes Lundesrathesfür Handel und Verkehr, ist
befugt, aus Grunden der öffentlichenSicherheit oder der Gesundheitspflegean-

zuokduemdaß auch andere Gegenständeinnerhalb einer zu bestimmendenFrist
Mcht Im Umherziehenfeilgebotenoder angekauft werden dürfen.

"

Z. 57. -

Einem Bundesangehörigen,welcherinnerhalb des Norddeutfen Vundesgebies
tes einen festenWohnsitzbesitztund das 21ste Lebensjahr überschriten hat, darf der

Legitimationsscheinvorbehaltlich der Bestimmung des Z. 59. nur dann versagt
werden, wenn- er:

.

l) mit einer abfchreckendenoder ansteckendenKrankheit behaftet ist;
2) oder wegen strafbarer andlungen aus Gewinnsucht, gegen das Eigen-

thum, gegen die Sittli keit, wegen vorsätzlicherAngriffe auf das Leben
und die Gesundheit der Menschen, wegen vorsätzlicherBrandstiftung,
wegen Zuwiderhandlungengegen Verbote oder Sicherungsmaaßregeln,
betreffendEinführung oder Verbreitung ansteckenderKrankheiten oder
Ptehseuchenzu Gefängnißvon mindestens fechs Wochen, oder zwar zu

einer geringerenStrafe verurtheilt, aber in der Ausübung der bürger-
kchen Ehrenrechtebeschränktworden ist, innerhalb zweierJahre nach er-

folfkkktBßerurtheilung,und im Falle der Gefängnißstrafenach verbiißtem
angm ;

3) oder Unter Polizeiaussichtsteht;
4) oder Wegen ewohnheitsmäßigerArbeitsscheuBettelei, Landstxeicherei,.

Trunksuchtüllelberüchtigtist.
" , « »

Die Behörde-muß innerhalb vierzehnTagen-dem Nachsuchendenentwka"

en

I



-«—— 260 —-

den Legitimationsfcheinertheilen oder unter Angabe des gesetzlichenHinderungs-
grundes schriftlichversagen. Gegen die Versagung steht der Rekurs zu. Wegen
des Verfahrens und der Behördengelten die Vorschriften der Is. 20· und 21.

Ausländern kann der Gewerbebetrieb im Umherziehengestattet werden.
Der Bundesrath ist befugt, die deshalb nöthigenBestimmungenzu treffen.

Z. 58.

Die Ertheilungdes Legitimationsscheinserfolgt:
l) für den Aufkan und Verkauf felbstgewonnenerErzeugnisseder Jagd

und des Fischfanges, -

2) für den Verkauf selbstverfertigterWaaren, welche zu den Gegenständen
des Wochenmarktverkehrsgehören, und für das nach Landesgebrauch
hergebrachte Anbieten gewerblicherLeistungeninnerhalb der von der

Polizeibehördenäherzu bestimmendenUmgegenddes Wohnortes
durch die Unterbehörde,welche für den Ort , wo der Gewerbetreibende seinen
Wohnsitzhat,- zuständigist,
für alle anderen Arten des Gewerbebetriebes im Umherziehendurch die

höhereVerwaltungsbehörde
In den Fällen, für welche die Gesetzedie Ausstellungeines Gewerbe-

scheines nothwendig machen, kann dieser auch zugleich den Legitimationsschein
ersetzen. .

Z 59

Wer auf den Straßen oder sonst im Umherziehenoder an einem Orte
vorübergehendund ohne Begründungeines stehendenGewerbes öffentlichMusik«
aufführen,Schaustellungen,theatralischeVorstellungen oder sonstigeLustbarkeiten
öffentlichdarbieten will, ohne daß ein höheresInteresse der Kunst oder Wissen-
schaft dabei obwaltet, bedarf, außer den übrigenErfordernissen,dervorhergehen-
den
Erlgubnißdurch die Behördedes Ortes, an welchem die Leistung beabsich-

ti t wir .g
Die Ertheilung von Legitimationsscheinenfür dieseGewerbe wird versagt,

sobald der, den Verhältnissendes Verwaltungsbezirkesder höherenVerwaltungs-
behördeentsprechendenAnzahl von Personen Legitimationsscheineertheiltsind.

Umher iehenden Schauspieler-Gefellschaftenwird der Legitimationsschein
nur dann ertheilt,wenn der Unternehmer die im Z. 32. vorgeschriebeneErlaub-
niß besitzt.

Z. 60.

Der Legitimationsscheinenthältdas Signalement des Inhabers Und die
nähereBezeichnungdes von demselben beabsichtigtenGewerbebetriebes. Er ist
nur für das Kalenderjahr gültig. Seine Erneuerung darf nicht Versagtwerden-
so lange die im Z. 57. bezeichnetenErfordernisse vorhandensind.

Der Legitimationsscheinfür den Betrieb der«1mZ. 59. bezeichnetenGe-
Werbe gewährtdie Befugniß zum Gewerbebetriebe m einem anderen, als dem
BezirkederjetligenhöherenVerwaltungsbehörde,welcheihn ausgestellt hat, nur

dann, wenn er auf den anderen Bezirk Von der höherenVerwaltungsbehöädees
c
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des letzterenausgedehntist. Diese Ausdehnungwird versagt,sobaldfürdie, den
Verhätnissendes VezirkesentsprechendeAnzahlvon PersonenLegitimationsscheme
bereits ausgestellt oder ausgedehntsind.

Z. 61.
Der Inhaber des Legitimationsscheinsist verpflichtet,diesenwährendder

thatsächlichenAusübung des Gewerbebetriebes bei sich zu führen,auf Erfordern
der zuständigenBehördevorzuzeigenund sofern er

hierzunicht im Stande ist,

1cztulflGeheißder Behörde den Betrieb bis zur A hülfe des Mangels einzu-
e en.

Z. 62.

Der Gewerbebetrieb im Umherziehendarf nicht durch Stellvertreter aus-
geübtwerden. Ausgenommen hiervon sind der Verkauf der im Z. 58. bezeich-
neten Ge enstände,sofern er innerhalb der von der Polizeibehördenäher zu
bestimmenen Umgegend des Wohnortes erfolgt, und der ebendaselbstUnter 2.
bezeichneteGewerbebetrieb

.

Die Mtthhrung von Begleitern, sei es zur Beförderungder Waaren,
zur Wartung des Gespannes oder zu anderen Zwecken,bedarf der in dem Legiti-
mationsscheineauszudrückendenGenehmigung derjenigen Behörde, welche den
Schein ertheilthat, oder in deren Bezirk sich der Nachsucherbefindet. Diese
Genehmigungdarf nur unter den Voraussetzungenund Formen versagt werden,
welche Z. 57. für die Versagungdes Legitimationsscheinsgegenüberdem Unter-
nehmervorschreibt Für Kinder unter vierzehn Jahren wird dieseGenehmigungnicht ertheilt.

§. 63.

Der Gesetzgebungjedes Bundesstaates bleibt vorbehalten, das Gebietdes letzterenden Verkan oder Auskan im Umherztehenvon naherzu bezeich-
nendenGegenständendes gemeinenVerbrauches von den beschränkendenVor-
schriftendiesesTitels auszunehmen

Titel IV.

Marktvertehr.

s. 64.
Der Besuchder Messen-Jahr- und Wochenmärkte,sowie der Kauf und

Verkauf auf denselbensteht einem Jeden mit gleichenBefugnissenfrei,
so ledochnach der bisherigenOrtsgewohnheitgewisseHandwerkerwaaren,welchemcht zu den im s. 66. bezeichnetenGe enständengehören,nur von Be-

wohnern des Marktoktes auf dem bWochenmarte verkauft werden durften, kann
die höhereVsrwaltungsbchökdeyauf Antragder Gemeindebehörde,den einhei-
mischenVerkaufem die Fortsetzungdes her ömmlichenWochenmarktverkehrsmit
jenen Handwerkerwaarmgestatten, ohne auswärtigeVerkäuferderselbenWaaren
auf dem Wochenmarktezuzulassen.

Bundes-Gesetzbl. 1869. 43 Be-
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«

Beschränkungendes Marktverkehrs der Ausländer als Erwiderung der
im Auslande gegen BundesangchörigeangeordnetenBeschränkungenbleiben dem

Bundesrathevorbehalten.
»

"

s. 65.

Die Zahl, Zeit und Dauer der Messen, Jahr- und Wochenmärktewird
von der zuständigenVerwaltungsbehördefestgesetzt

;

Dem Marktberechtigtensteht gegen eine solcheAnordnungkein Widerspruch
zu; ein Entschädigungsanspruchgebührtdemselben nur dann, «wenn durch die

Anordnung die Zahl der bis dahin abgehaltenenMärkte vermindert wird , und
eine größereZahl ausdrücklichund unwiderruflich verliehen wart Gemeinden,
welche einen Entschädigungsanspruchgeltend machen wollen, müssenaußerdem
nachweisen,«daßihr Recht auf einen speziellenlästigenTitel sichgründet.

s. 66.

Gegenständedes Wochenmarktverkehrssind:

1) rohe Naturerzeugnissemit Ausschlußdes größerenViehs;
2) Fabrikate, deren Erzeugung niit der Land-und Forstwirthschafydein

Garten- und Obstbau oder d»er.Fischerei in unmittelbarer Verbindung
steht, oder zu den Nebenbeschaftigungender Landleute der Gegend ge-
hört, oder durch Tagelöhnerarbeitbewirkt wird, mit Ausschlußder gei-
stigen Getränke ;

3) frischeLebensmittel aller Art.

Die zuständigeVerwaltungsbehördeist aus Antrag der Gemeindebehörde
befugt,zu bestimmen, welche Gegenständeaußerdemnach Ortsgewohnheitund

Bedürfnißin ihrem Bezirk überhaupt,oder an gewissenOrten zu den Wochen-
markts - Artikeln gehören.

Z. 67.

Auf Jahrmärktendürfen außer den im §.«66.benannten Gegenständen
Verzehrungsegenständeund Fabrikate aller Art feilgehaltenwerden.

Zum erkan von geistigenGetränken zum Genuß auf der Stelle bedarf
·

«

es jedochder Genehmigungder Ortspolizei-Behörde.

s. 68.

Der Marktoerkehrdarf in keinem Falle mit anderen als solchenAbgaben
belastet werden, welche eine Vergütung für den überlassenenRaum und den

Gebrauch von Buden und Geräthfchaftenbilden. Jn den Bestimmungendar-

über, ob und in welchemUmfange Abgaben dieser Art erhoben werden dürfen,
wird durch gegenwärtigesGesetznichts geändert. Ein UnterschiedzwischenEin-

heimischenund Fremden bezüglichder Zahlung der Abgabendarf nicht stattsinden

Z. 69.

Zuden Grenzen der Bestimmungen der Is. 65. bis 68. kann die Orts-
polizei- ehörde,im Einverständnißmit der Gemeindebehörde,die Marktordnung
nach dem örtlichenBedürfnißfestsetzen,namentlichauch für das Feilbieten von

gleich-
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gleichartigenGegenständenden Platz, und für das Feilbieten im Umhertragen,
mit oder ohne Ausruf , die Tageszeit unddie Gattung der Waaren bestimmen.

'
. Z. 70.

«

In Betreffder Märkte , w»elchebei besonderenGelegenheitenoder für be-

stimmte Gattungen von Gegenstanden gehalten werden, bewendet es bei den

bestehendenAnordnungen.
-

, ErweiterungendiesesMarktverkehrskönnen von der zuständigenBehörde
mlt Zustimmungder Gemeindebehördeangeordnetwerden.

Z. 71.

Beschränkungendes Verkehrsmit den zu Messen und Märkten ebrachten,
aber unverkauft gebliebenenGegenständenwerden hierdurch aufgeho en. Der

EinzelverkansolcherGegenständeaußer der Marktzeit ist jedoch nur unter den-

selben Bedingungen zulässig,unter welchen derselbe statthaft sein würde, wenn

die GegenständeWchtauf den Markt gebrachtwären.

Titel v.

Taxen

§. 72.

PolizeilicheTaer sollen, soweit nicht ein Anderes nachstehend angeordnet
worden, künftignicht vorgeschriebenwerden,· da, wo»sie gegenwärtigbestehen,
sindsiein einer von der Ortspolizei-Behördezu bestimmenden, höchstensein-

. Iahrtgen Frist aufzuheben.

s. 73.

»

Die Bäcker und die Verkäufervon Backwaaren können durch die Orts-

PDlIzei-Bchördeangehalten werden, die Preise und das Gewichtihrer verschiedenen
Backwaaren für gewisse von derselbenzu bestimmendeZeiträume durch einen

ZtlmbAußensichtbarenAnschlag am Verkaufslokalezur Kenntnißdes Publikums
rm en.

» . LeserAnschlagist kostenfreimit dem polizeilichenStempel zu versehenund

tagkch wahrendder Verkaufszeitauszuhängen.

Z. 74.

»

Wo der Verkauf von Backwaaren nur nach den von den Bäckern und

Verkaufern km ihren VerkausslokalenangeschlagenenPreisen erlaubt ist , kann
die OrtspolizeiBehökdedie Väcker und Ver-Häuserzugleichanhalten, im Verkaufs-
lokale eme Waage mit den erforderlichengeeichtenGewichten aufzustellenund

die Benutzung derselbenzum Nachwiegender verkauften Backwaaren zu ge-

statten.
43 - s« 75—
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Die Gastwirthe können durch die Ortspolizei-Behördeangehalten werden,das Verzeichnißder von ihnen gestelltenPreise einzureichenund in den Gast-
zimmern anzuschlagen. Diese Preise dürfen zwar jederzeit abgeändertwerden,
bleiben aber so lange in Kraft, bis die Abänderungder Polizeibehördeangezeigt,und das abgeänderteVerzeichnißin den Gastzimmern angeschlagenist. Auf
BeschwerdenReisender wegen Ueberschreitungder verzeichnetenPreise steht der
OrtspolizeisBehördeeine vorläufige Entscheidungvorbehaltlich des Rechts-
weges zu.

Z. 76.

Die Ortspolizei-Behördeist in Uebereinstimmungmit der Gemeinde-
behördebefugt, für Lohnbedienteund andere Personen , welche auf öffentlichen
Straßen und Plätzenoder in Wirthshäusernihre Dienste anbieten (Z. 37.), so-
wie für die Benutzungvon Wagen, Pferden, Sänften, Gondeln und anderen
Transportmitteln, welche öffentlichzum Gebrauch,aufgestellt find, Taer fest-
zusetzen.

Z. 77

Ebenso können für Schornsteinfeger,wenn»ihnen Bezirkeausschließlichzu-
ewiesensind, von der Ortspolizei-Behörde,im Einverständnißmit der Gemeinde-gehördqoder, wenn der zugewieseneBezirk mehr als eine Ortschaftumfaßt,von

der unteren VerwaltungsbehördeTaer aufgestelltwerden.
,

Z. 78.

Hinsichtlichder Taxen für solche gewerbtreibendePersonen, welche nach
den Bestimmungen im s. 36. von den Behörden zu beeidigenund anzustellen
sind, wird durch das gegenwärtigeGesetznichts geändert.Die nach s. 36. zu-
ständigenBehörden find befugt, für diesePersonen auch da Taer einzuführen,
wo dergleichenbisher nicht bestanden.

s. 79.
,

Die in den Z§. 73. bis 78. genannten Gewerbetreibenden sind berechtigt,
die festgestelltenPreise und Taxen zu ermäßigen.

Z. 80.

Die Taer für die Apothekerkönnen durch»die Centralbehördenfestgesetztwerden,Ermäßigungenderselbendurch freie Vereinbarungensind jedoch zu ässtg.Die Bezahlung der approbirten Aerzte u. s.«w. (Z. 29. Absatz1.) blei t
der Vereinbarung überlassen.Als Norm für streitige Fälle im Mangel einer

Vereinbarung können jedochfür dieselbenTaer von den Centralbehördenfest-
gesetztwerden.

Titel
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Titel VI.

Jnnungen von Gewerbetreibenden.

I. Bestehende Jnnungen.

§. 81.

Alle zur Zeit gesetzlichbestehendenKorporationen von Gewerbetreibenden

(Jnnungen,Zünfte) dauern fort. Jhre Statuten (Jnnungsartikel,Zunftartikel)
bleiben m Kraft, soweitsie nicht durch die Vorschriften diesesGesetzesoder nach
Maaßgabeder Bestimmung im Z. 92. abgeändertwerden.

s. 82.

Jedes Mitglied einer Jnnung kann jederzeit, vorbehaltlichder Erfüllung
seiner Verpflichtungen- ausscheidenund darf das Gewerbe nach dem Austritt-
fortsetzen. Der Ausgeschiedeneverliert alle Ansprüchean das Zunftvermögen
und die durchdasselbeganz oder theilweisefundirten Nebenkafsen,soweit die
Statuten nicht ein Anderes bestimmen.

Z. 83.

d
Von dem Eintritt in eine Jnnung können diejenigen ausgeschlossen

wer en:

1) welchedie bürgerlicheEhre verloren haben,
2) welchen die Ausübung der bürgerlichenEhrenrechte auf Zeit unter-

sagt ist-
"

"

3) Welchesich im Konkurs befinden.

Z. 84.

» Borbehaltlichder vorstehendenBestimmung(Z. 83.) darf der Eintritt in
eme Jnnung Keinem versagt werden, welcherdie in dem Statute vorgeschriebenen
Bedingungenerfüllt at. «

Bedarf es zu iesem Zweckeder Ablegungeiner Prüfung, so ist dieselbe
auf den Nachweisder Befähigung zur selbstständigenAusführun der gewöhn-
lichenArbeiten des Gewerbes zu richten. Die deshalb zulösen en Aufgaben,
sowie der zur Bestreitungder Prüfungskostenvon dem zu Prüfenden zu zah-

lejgtestVåtgaä,werden von der Jnnung bestimmt. Bevorzugungen sind dabei
m a a .

.»

DIe Prüfungszeugnisseder für einzelneGewerbe angeordnetenbesonderen
Prufungsbehordenund der bisher zur Abnahme von Prüfungenbefugt gewesenen
KOMWMIPIJMsind ein genügenderNachweisder Befähigungzum Betriebe der

Gewerbe,»uber welchesie ausgestelltsind.
Die Ablegungeiner Prüfung kann von denjenigennicht gefordert wer-

den , welchedas betreffendeGewerbe mindestensseit Einem Jahre selbstständig
ausüben.

Z 8·. o.
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5. 85.

Die bei der Aufnahme in eine Jnnung zu entrichtenden Antrittsgelder
müssen für alle Genossen der Jnnungen gleich sein. Wo sie mehr als fünf
Thaler betragen, bedarf es zu ihrer Erhöhung der Genehmigungder höheren
Verwaltungsbehörde.Diese Genehmigung ist auch dann»erforderlich, wenn

Antrittsgelder, welcheden Betrag von fünf Thalern nicht übersteigen,über die-
sen Betrag erhöhtwerden sollen..

»

Der Beitritt zu einer Jnnung schließtdie Befugnißnicht aus, an anderen

Jnnungen Theil zu nehmen.

Z. 86.

Durch Beschlußder Jnnung kann von Ausübungdes Stimmrechts, sowie
der Ehrenrechteinnerhalb der Jnnung, derjenige ausgeschlossenwerden, welcher
in einem der in Z. 83. unter l. 2. bezeichnetenVerhältnissesich befindet.

Z. 87.

Wird nach dem Tode eines Jnnungsgenossen dessenGewerbe durch einen
Stellvertreter für Rechnung der Wittwe oder minderjährigenErben fortgesetzt,
so gehen die Befugnisse und Obliegenheiten des Verstorbenen, mit Ausnahme
des Stimmrechts in der Jnnungsversammlung, auf die Wittwe für die Dauer
des Wittwenstandes, beziehungsweiseauf die minderjährigenErben für die Dauer
der Minderjährigkeit,über. .

Z. 88.

Die Innung wird bei gerichtlichenwie bei außergerichtlichenVerhand-
lungen durch ihren Vorstand vertreten.

» »

Die Legitimation desselben wird durch eine amtliche Bescheinigungder

Gemeindebehördeüber seine Eigenschaftals solcher geführt.
Die Befugniß zur Vertretung erstrecktsich auch auf diejenigenGeschäfte

ungRechtssandlungemfür welche nach den Gesetzeneine Spezialvollmachter-

or erlich i .f
Soweit in dem Statut (Jnnungsartikeln, 8unftartikeln) einem Mitgliede

oder mehreren Mitgliedern des Vorstandes die Vertretung der Jnnung nachAußen
übertragenist, behält es hierbei sein Bewenden.

Z. 89.

Verträgeder Jnnung über die Erwerbung, Veräußerungoder Verpfän-
dung unbeweglicherSachen und über Darlehen, fur welche das unbewegliche
Vermögender Jnnung oder die Nutzungen desselbenauf längerals Ein Jahr
haften sollen, bedürfenzu ihrer Rechtsgüttigkeitder Genehmigungder Gemeinde-
behörde. Dieselbe darf jedoch nicht versagt werden , wenn nachgewiesenwird,
daß die Erfüllun aller bestehendenVerpflichtungender Jnnung, sowie der für
den Fall der Auslösungdurch Z. 94. getroffenenVorschriftengesichertbleibt.

§. 90.

Zahlungen aus den Einnahmen oder dem Vermögender Jnnting an Ge-

nossen

l



—267-

nossenderselbendürfennur insoweitgeleistetwerden , als sie auf ausdrücklichen
Vorschriften des· Statuts beruhen. Für Zehrung dürfensolcheZahlungen nie-

mals geleistetwerden.

s. 91.

Die exekutivischeBeitreibung der Jnnungsbeiträgeund der von Jnnungs-

Znossenwegen Verletzung statutarischerVorschriften verwirkten Geldstrafen im
s

erwaltungswegefindet ferner nicht statt. .

Z. 92.

AbänderungendesStatuts können in einer Versammlung der Jnnung, zu
WelchersämmtlichestiinmberechtigteGenossen unter ausdrücklicherBezeichnung
des Gegenstandesder Berathungschriftlicheingeladensind, durch absolute Mehr-
heit der Anwesendenbeschlossenwerden. Der Beschlußbedarf der Genehmigung
der höhermVerwaltungsbehörde,wenn er Zahlungen aus den Einnahmen oder

demVermögen der Jnnung an Genossen derselben oder andere Verfügungen
Ziherdas«Jnvutigsvermögenzum Gegenstandehat« Diese Genehmigung darf
Jedochnicht versagtwerden , wenn nachgewiesenwird, daß die Erfüllung aller

bestehendenVerpflichtungender Jnnung, sowie der für den Fall der Auflösung
durch §. 94. getroffenenVorschriftengesichertbleibt.

s. 93.

» Ihre Auflösungkann die Jnnung in einer Versammlung , zu welcher
sammtlichestimmberechtigteGenossen Unter ausdrücklicherBezeichnung des

Gegenstandesder Berathung schriftlicheingeladen sind, durch absolute Mehrheit
der Anwesendenbeschließen.Der Beschlußbedarf der Genehmigungder höheren
VerwaltungsbehördeDiese Genehmian

wird ertheilt, wenn die Berichtigung
der Schulden und die Erfüllungder s orschriftendes Z. 94. sichergestelltist.

Z. 94.

»
«

Lösteine Jnnung sichauf, somußihr Vermögenuvörderstzur Berichtigung
Ihrer Schulden und zur Erfüllung ihrer sonstigen erpflichtungen verwendet

werden. War dasselbebisher ganz oder theilweise zur Fundirung von Unter-

richtsanstaltenoder zu anderen öffentlichenZwecken bestimmt, so darf dasselbe
dieserBestimmungnicht entzogenwerden. Wird dafürnicht in anderer genügender
Welle Sorge getragen fo fällt das betreffendeVermögender Gemeinde gegen
Uebernahmeder daranlastenden Verpflichtungenzu.

» Eine Vertheilungdes hiernach verbleibenden Reinvermögensunter die

zeitigenMitgliederkann die Jnnung bei ihrer Auflösungnur soweit beschließen,
als dasselbeaus Beiträgendieser Mitglieder entstanden ist.

DerRestdes Vermögenswird, sofern in dem Statute oder in den Landes-

gesetzUImeht eM Anderesausdrücklichbestimmt ist, der Gemeinde, in welcherdie

ausgelosteJUUUUgihren Sitz hatte, zur Benutzungfür gewerblicheZweckeüber-
wie en.

’

-

Entstehenaus den vorstehendenBestimmungenDifferenzenzwischerziJigrr s
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Ortsgemeindeund der Jnnung, so steht die Entscheidungdarüber der höheren
Verwaltungsbehördezu.

«

-

Letzterersteht auch die Befu niß zu, den bisher mit der Jnnung verbunden
gewesenenUnterrichtsanstalten,Hülsskassenoder anderen Instituten zu öffentlichen
Zweckennachder Auflösungder Jnnung Korporationsrechte zu ertheilen.

Die vorstehendenVorschriften kommen auch im Falle des Erlöschenseiner
Jnnung durch Aussterben ihrer Mitglieder zur Anwendung.

s. 95.

Die1 Gemeindebehördeübt die Aufsichtüber die Jnnungen aus. Sie ent-

scheidetStreitigkeiten über die Aufnahme und Ausschließungvon Genossen,über
die Wahl der Vorständeund über die Rechteund Pflichtender letzteren. Gegen ihre
Entscheidungsteht der Rekurs an die höhereVerwaltungsbehördeoffen, welcher
binnen einer präklusivischenFrist von vier Wochen bei der Gemeindebehördean-

zubringen ist.
Jnnungsversammlungen, in welchen über Abänderungendes Statuts oder

iiber die Auflösungder Jnnung Beschlußgefaßtwerden soll, wohnt die Gemeinde-
behördedurch eines ihrer Mitglieder oder einen Beauftragten bei. An anderen
Berathungen der Jnnung nimmt sie nicht Theil. Die Bestätigungder Wahl
der Vorständesteht ihr fortan nicht zu.

Z. 96.

Alle Bestimmungender Gesetzeoder der Statuten (Jnnungsartikel,Zunft-
artikel), durch welche der Gemeindebehördein Angelegenheitender Jnnun en

gerößfereBefugnissebeigelegtstnd, als durch gegenwärtigesGesetz, treten auZer
ra t.

11. Neue Jnnungen.

§. 97.

Diejenigen, welche gleicheoder verwandte Gewerbe selbstständigbetreiben-
können u einer Jnnung zusammentreten.

eue Jnnungen erlangen durch die Bestätigungihrer Statuten die Rechte
einer Korporation. ,

s. 98.

Der Zweckder neu zu gründendenJnnungen besteht in der Förderungder

gemeinsamengewerblichenInteressen.

Z. 99.

Die Genehmigung der Jnnungsstatuten steht den höherenVerwaltungs-
behördenzu.

Z. 100.

Jn dem Statute sind die Bedingungen der Aufnahmein die Jnnung, die
Rechte und Pflichten der Mitglieder,der Maaßstab,nach welchemlaufende Bei-
träge der Jnnungsgenossenauszuschreibensind, und die besonderenFolgen, welche

an
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I

an die unterlasseneZahlung derselben sichknüpfen,die Art der Zusammensetzung
des Vorstandes,imgleichendie Einrichtungenfür die Verwaltung der gemein-
schaftlichenAngelegenheitenfestzusetzen.

Z. 101.

Jede Jnnung muß einen Vorstand haben, dessenMitglieder von den Jn-
nungsgenossenzu wählensind.

S. 102.

Die Höhe und die Verwendungder Beiträge, sowie die Verwaltung des

Guts-,tKassen- und Rechnungswesens,wird durch Beschlüsseder Jnnung
geor ne .

s. 103.

Die Bestimmungen in den Is. 82—96. sinden auch auf neue Jnnungeu
Anwendung.

Z. 104.

.

Korporationen von Kaufleuten, welchen ausschließlicheGewerbsbefugnisse
nlcht zugestandenhaben,unterliegennicht den Vorschriftendieses Titels.

Titel vIl.

Gewerbegehülfen,Gesellen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter.
I- Verhältnisse der Gesellen, Gehülfen und Lehrlinge.

1. Im Allgemeinen.

s. 105.

Die Festsetzungder Verhältnissezwischenden selbstständigenGewerbetrei-

tund ihren Gesellen,Gehülfenund Lehrlingenist Gegenstandfreier Ueber-
n .

,
Zum Arbeiten an Sonn- und Festtagen ist, vorbehaltlichder anderweitigen

Verelnbanmgin Dringlichkeitsfällen,Niemand verpflichtet.

sc 106. .

.

"Die nach den Landes e e en uständigeBehörde at darauf zu achten,daß
rietYeschastkgnngder LehrlinnggezbührendeRücksichtPiusGesundheitund Sitt-
ltchkett·genommenund denjenigenLehrlingen,welche des Schul- und Religions-
Unternchts noch bedürfen,Zeit dazu gelassenwerde.

Durch Ortsstatut (Z. 142.) können Gesellen, Gehülfen und Lehrlin e,
sofernsiedas a tzehnteLebensjahrnichtüberschrittenhaben, oder einzelneKlassen
derselben-zum esnckzeeiner Fortbildungsschuledes Ortes, Arbeits- und Lehr-

hekkden
nbek zUk Gewnhmngder, für diesenBesucherforderlichenZeit verpflichtet

wer en.

Bandes-Gesetzen 1869. 44 §, 107.
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Z. 107.

Jeder Gewerbe-Unternehmerist verbunden, auf seine Kosten alle diejenigen
Einrichtungen herzustellenund zu unterhalten , welche mit Rücksichtauf die be-

sondere Beschaffenheitdes Gewerbebetriebes und der Betriebsstättezu thunlichster
Sicherung der Arbeiter gegen Gefahr für Leben und Gesundheitnothwendigsind.

Z. 108.

Streitigkeiten der selbstständigenGewerbetreibenden mit ihren Gesellen,Ge-

hülfenoder Lehrlingen, die sich auf den Antritt, die Fort etzuiig oder Aufhebung
des Arbeits- oder Lehrverhältnisses,auf die gegenseitien eistungenwährendder

Dauer desselbenoder auf die Ertheilung oder den gnhaltder m den Is. 113.

und 124. erwähntenZeugnissebeziehen, sind, soweit für diese Angelegenheiten
besondereBehördenbestehen,bei diesen zur Entscheidun zu bringen.

,

Insoweit solche besondereBehördennicht besiegen,erfolgt die Entschei-
dung durch die Gemeindebehörde.

·

Gegen die Entscheidung der Gemeindebehördesteht den Betheili ten eine

Berufung auf den Rechtsweg binnen zehn TagenpräklusivischerFrist o en ,« die

vorläusigeBollstreckungwird aber hierdurchnicht aufgehalten.
Durch Ortsstatut (§. 142.) können an Stelle der gegenwärtighierfürbe-

stimmten BehördenSchiedsgerichtemit der Entscheidungbetraut werden. Die-

selbensind durch die Gemeindebehördeunter gleichmäßigerZuziehung von Arbeit-

gebern und Arbeitnehmern zu bilden.

2. Jiisbesondere: a. der Gesellen und Gehülfen.

s. 109.

Die GesellenundiGehülfen sind verpflichtet,den AnordnungenderArbeit-

zeber
in Beziehung aus die ihnen übertragenenArbeiten und auf ,die hauslichen

inrichtungenFolge zu leisten; zu häuslichenArbeiten sind sie nicht verbunden.

Z. 110.

Das Verhältnißzwischendem Arbeitgeberund den Gesellenoder Gehäler
kann, wenn nicht ein Anderes verabredet ist, durch eine, jedemTheilefreistehende,
vierzehnTage vorher erklärte Aufkündigungaufgelöstwerden.

Z. 111.

Vor Ablauf der vertragsmäßigenArbeitszeit und ohne vorhergegangene
Aufkündigungkönnen Gesellen und Gehülfen entlassen werden:

1) wenn sie eines Diebstahls, einer Beruntreuung oder eines liederlichen
Lebenswandels sichschuldig machen;

2) wenn sie den in Gemäßheitdes Arbeitsvertragesihnen obliegendenBer-

pflichtungennachzukommenbeharrlichverweigern;
3) wenn sie, der Verwarnungungeachtet,mit Feuer und Licht unvorsichtig

umgehen-
4) wenn
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4) wenn sie sichThätlichkeitenoder»robeEhrverletzungengegen den Arbeit-
« geber oder die Mitglieder seiner Familiezu Schulden kommen lassen;

5) wenn sie mit den Mitgliedernder Familie des Arbeitgebers verdächtigen
Umgang pflegen, oder Mitarbeiterzu Handlungenverleiten, welchewider

die Gesetzeoder wider die guten Sitten verstoßen;

6) wenn sie zur Fortsetzungder Arbeit unfähiggeworden, oder mit einer

abschreckendenKrankheit behaftetsind.

Inwiefernin den zu 6. gedachtenFällen dem Entlassenenein Anspruch auf
Entschadigungzustehe, ist nach dem Inhalt des Vertrages iind nach den all-

gemeinen gesetzlichenVorschriftenzii beurtheilen.

s. 112.

»

Die Gesellenund Gehülfenkönnen die Arbeit vor Ablauf der vertrags-
- maßigenZeit und ohne vorhergegangeneAufkündigungverlassen:

1) wenn sie zur Fortsetzungder Arbeit unfähigwerden;
2) wenn der ArbeitgebersichThätlichkeitenoder grobe Ehrverletziingengegen

sie oder Mitgliederihrer Familie zu Schulden kommen läßt;
3) Wenn er oderdessenAngehörige, sie oder ihre Angehörigenzu Hand-

iunfgenverleiten , welche wider die Gesetzeoder wider die guten Sitten
au en ,«

4) wenn er ihnen nicht den schuldigenLohn in der bedungenenWeise aus-

zahlt, bei Stücklohnnicht für ihre ausreichende Beschäftigungsorgt, oder

wenn er sichwiderrechtlicherUebervortheilungengegen sie schuldigmacht;

5) wenn bei Fortsetzung der Arbeit ihr Leben oder ihre Gesundheit einer

erweislichenGefahr ausgesetztsein würde, welche bei Eingehung des

Arbeitsvertragesnicht zu erkennen war.
«

§. 113.

Beim Abgangekönnen die Gesellenund Gehülfenein Zeugnißüber die Art
und Dauer ihrer Beschäftigungfordern , welches auf Antrag der Betheiligten
und»,wenn gegen den Inhalt sichnichts zu erinnern findet, von der Gemeinde-
bthtde kosten- und stempelfreizu beglaubigen ist. Dieses Zeugniß ist auf

Berlangoender Gesellenund Gehülfenauch auf ihre Führung auszudehnen.

gehoben
ie gesetzlicheVerpflichtung zur Führung von Arbeitsbüchernist anf-

§. 114.

Unbeschgsägkeken
und Gehäler sind in der Wahl ihrer Meister oder Arbeitgeber

EineVerpflichtungzum Wandern findet nicht statt. Auf Unterstützung
von Seiten der Gewerbegenossenhaben wandernde Gesellenund Gehülfenkeinen

Anspruch.

44. b) der
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b. der Lehrlinge·

Z. 115.

Als Lehrlingist jeder zu betrachten, welcher bei einem Lehrherrn zur Er-
lernun eines Gewerbes in Arbeit tritt, ohne Unterschied,ob die Erlernun gegen

Lehrlglet
d

odderunentgeltlicheHülfsleistungstattfindet, oder ob für die Arbeit Lohn
geza wir .

Auf Lehrlingeüber 18 Jahre finden die Bestimmungender Is. 106. 116.
117. und 119. keine Anwendung.

Z. 116.

Von der Befugniß,Lehrlinge zu halten, sind ausgeschlossendiejenigen,
welchenwegen anderer, als politischerVerbrechen oder

Vergehen
der Vollgenuß

der staatsbürgerlichenRechte entzogen ist, für die Zeit der —ntziehung,sofern sie
nicht in dieseRechte wieder eingesetztoder welchewegen Diebstahls oder Betruges
rechtskräftigverurtheilt worden sind.

Z. 117.

Ein Gewerbetreibender,welcher»von der Befugniß, Lehrlingezu halten,

guggösckzlossenist, darf auch die bereits angenommenen Lehrlinge nicht ferner
ei e a ten.

Die Entlassungunbefugt angenommener oder beibehaltenerLehrlingekann
im Wege der polizeilichenExekiitionerzwungen werden.

. Z. 118.
·

Der Lehrherrmuß sich an ele en sein lassen, denLehrling durchBeschäfti-
gung und Anweisungzum tüchtigengGesellenauszubilden Er darf dem Lehr-
linge die hierzu erforderlicheZeit und GelegenheitdurchVerwendungzu anderen
Dienstleistungennicht entziehen. Der Lehrherr muß bemuht sem- den Lehrling
zur Arbeitsamkeitund zu guten Sitten anzuhalten und vor Lastern und Aus-
schweifungenzu bewahren.

Z. 119.

Der Lehrling ist der väterlichenZucht des Lehrherrn unterworfenund in
Abwesenheitdes Lehrherrn auch dem denselbenvertretenden Gesellenoder Ge-
hiilfen zur Folgsamkeitverpflichtet.

Z. 120.

Das Lehrverhältnißkann in den Fällen, welche im Z. 111. bezeichnet
sind,von dem Lehrherrn vor Ablauf der Lehrzeitaufgehobenwerden« Sind für
einen solchen Fall keine besonderenVerabredungen getroffen,so ist das Lehrgeld
stets die bereits abgelaufeneZeit u entrichten. Daneben ebührt,wenn der
Lehrling in den Fällen des Z. 111. thr 1. bis 5. zu seiner ntlassung Veran-
lassunggegeben hat, dem Lehrherrnals Entschädigungdas weiterlaufendeLehr-
geld bis zu einem halbjährigenBetrage.

Z. 121.
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s. 121.

Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhältnißvor Ablauf der
Lehrzeitaufgehobenwerden, wenn der Lehrherr die ihm nach Z. 118. obliegenden

Veßrxflichzitmgengröblich vernachlässigtoder das Recht der väterlichenZucht
mi rau .

Fällt die Entscheidunghierüber gegen den Lehrherrn aus (§. 108.), so
kannderselbezur Erstattung der durch die anderweitigeUnterbringungdes Lehr-
lings—entstehendenMehrkosten iin Rechtswegeangehalten werden.

»
Letzteresgilt auch von dem Falle , wenn dem Lehrherrn die Befugniß,

Lehrlingezu halten, entzogen wird (Z. 117.).

Z. 122.
.

Wider den Willen des Lehrherrn kann das Verhältnißvor Ablauf der
Lehrzeitaufgehobenwerden, wenn der Lehrling zu einem anderen Gewerbe oder
zu einein anderen Berufe übergeht.Dem Lehrherrn ist in diesem Falle, wenn

nicht ein Anderesverabredet worden, das weiterlaufendeLehrgeldnoch bis zu
einem halbjährigenBetragezu zahlen.

Z. 123.

h b
Durch-den Tod des Lehrherrn oder Lehrlings wird der Lehrvertrag auf-

ge o en.

Auf den Antrag des einen oder des anderen Theiles ist der Lehrvertrag
suchdann aufzuheben,wenn der Lehrherr oder der Lehrling zur Erfüllung der
eingegangenen Verpflichtungenunfähigwird.

, »

»
Jn beiden Fällen erfolgt, wenn nichts Anderes verabredet ist, die Aus-

einandersetzunghinsichtlichdes Lehrgeldes nach Verhältnißdes bereits abgelau-
fenen Theiles der Lehrzeitzur ganzen Dauer derselben.

Z. 124.

Bei Auflösungdes Lehrverhältnisseskann der Lehrling über die Dauer
dek «Lehrzeitund die währendderselben erworbenen Kenntnisseund Fertigkeiten,
sowie uber sein Betragen vom Lehrherrn ein Zeugnißfordern, welches,auf An-
trag der Betheiligtenund, wenn gegen den Inhalt sichnichts zu erinnern findet,
Von der Gemeindebehördekosten- und stempelfreizu beglaubigenist.

Z. 125.

ekhobenFiiJergknAufnahmeUnd Entlassung der Lehrlingedürfen keine Gebühren

Z. 126.

Die Bestimmungender II 105. bis 115. und 118. bis 125.. finden- je-
doch»sovieldie Lehrlingebetrifftj mit Ausna me des Z. 106. Absatz2., auf die

GthlfetkUnd Lkhklmgeder Apothekerund aufleute, ingleichenauf die Werk-
melstek M FabUkeW

·

keine Anwendung Die Verhältnissederselben zu ihren
LehrherrenUnd Arbeitgebernsind fernerhin nach den bisherigen Vorschriftenzu
beurtheilen.

n V. er-

O
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Il. Verhältnisseder Fabrikarbeitcr.

Z. 127.

-Die Bestimmungender Is. 105. bis 114. finden auch auf Fabrikarbeiter
Anwendung.

Z. 128.

»

Kinder unter zwölfJahren dürfenin Fabriken zsu einer regelmäßigenBe-

schäftigungnicht angenommen werden.
»

Vor vollendetem vierzehntenLebensjahre dürfen Kinder»inFabriken nur

dann beschäftigtwerden , wenn sie täglicheinen mindestens dreistündigenSchul-
unterricht in einer von der höherenVerwaltungsbehördegenehmiten Schule
erhalten. Jhre Befchäftiung darf sechs Stunden täglichnicht ubersteigm

Junge Leute, wel e das vierzehnteLebensjahr zurückgelegthaben, dürfen
vor vollendetem sechszehntenLebensjahre in Fabriken nicht über zehn Stunden

täglichbeschäftigtwerden. Auch für diese jugendlichenArbeiter kanndurch die

Centralbehördedie zulässigeArbeitsdauer bis auf sechs Stunden täglichfür den

Fall eingeschränktwerden , daß dieselbennachden besonderenin einzelnenTheilen

decks)FängesgebietesbestehendenSchuleinrichtungennoch im schulpflichtigenAlter
i e n en.

Die OrtspolizeiiBehördeist befugt, eiiie VerlängerungdieserArbeitszeiten
um höchstenseine Stunde und auf höchstensvier Wochen dann zu gestatten,
wenn Naturereignisseoder Unglücksfälleden regelmäßigenGeschäftsbetriebin der

Fabrik unterbrochenund ein vermehrtes Arbeitsbedurfnißherbeigeführthaben.

s. 129.

Zwischen den Arbeitsstunden muß den jugendlichenArbeitern«(§. 128.)
Bor- und Nachmittags eine Pause von einer halben Stundeund Mittags eine

ganzeFreistunde, und zwar jedesmal auch Bewegung in der freienLuft gewährt
wer en.

Die Arbeitsstunden dürfennicht vor 533Uhr Morgens beginnenund nicht
über 83 Uhr Abends dauern.

An Sonn- und Feiertagen, sowie währendder von dem ordentlichen
Seelsorger für den Katechumenen- und KonfirmandensUnterrichtbestimmten
Stunden dürfenjugendlicheArbeiter nicht beschäftigtwerden.

»Z.130.

Wer jugendlicheArbeiter in einer Fabrik zu»einer regelmäßigenBeschäf-
tigung annehmen will , hat davon der Ortspolizei-Behördezuvor Anzeige zu

machen.
Der Arbeitgeber hat über die von ihm beschäftigtenjugendlichenArbeiter

eine Liste zu führen, welchederen Namen , Alter«-Wohnort, Eltern, Eintritt in
die Fabrik und Entlassung aus derselben enthalt, in dem Arbeitslokal auszu-
hängen und den Polizei- und Schulbehördenauf Verlangenin Abschrift vorzu-
legen Die Anzahl dieserArbeiter hat er halbjährlichder Ortspolizei-Behörde
anzuzeigen.

s 131



--275-

§. 131.

Die Annahme jugendlicherArbeiter zu einer regelmäßigenBeschäftigung
darf nicht erfolgen, bevor der Vater oder Vormund derselbendem Arbeitgeber
ein Arbeitsbucheingehändigthat«

Dieses Arbeitgbuch, welchem die Js. 128—133. des gegenwärtigenGe-

setzesvorzudmckensind,
wird auf den Antrag des Vaters oder Vormundes des

jugendlichenArbeiters von der Ortspolizei-Behördeertheilt und enthält:

1) Namen , Tag und Jahr der Geburt, Religion des Arbeiters,
2) Namen, Stand und Wohnort des Vaters oder Bormundes,
Z) ein Zeugnißüber den bisherigenSchulbesuch,
4) eine Rubrik für die bestehendenSchulverhältnisse,
5) eine Rubrik für die Bezeichnungdes Eintrittes in die Anstalt,

» 6) eine Rubrik für den Austritt aus derselben,
7) eine Rubrik für die Revisionen.

Der Arbeitgeberhat dieses Arbeitsbuch zu verwahren, der Behördeauf
Verlangen jederzeitvorzulegenund bei Beendigungdes Arbeitsverhältnissesdem
Vater oder Vormunde des Arbeiters wieder auszuhändigen.

Z. 132.
Wo die Au i t über die Aus ü rung der vorstehendenBestimmungen

(§,§s128——133.)rianBeamten übertfrahgenist, stehen denselbenbei Ausübung
dtesekAufsichtalle amtlichen Befugnisse der Ortspolizei-Behörden, insbesondere
das Recht zur jederzeitigenRevision der Fabriken u.

»

Die auf Grund der Bestimmun en der s.128—133. auszufuhrenden
amtlichenRevisionender gewerblichennstalten ind die Besitzer derselbenver-

p ich«tet,u jeder Zeit , namentlichauch in der Nacht, währenddie Anstalten im
etriebe find,zu gestatten.

s. 133.

»

Sollte durch die Ausführung der Bestimmungender ZZ. 128. und 129.
bereits bestehendengewerblichenAnstalten die nöthigeArbeitskraft entzo en wer-

den- sO ist die Centralbehördebefugt, auf bestimmteZeit, jedochhöchstensein
Jahr, Ausnahmevorschriftenzu erlassen.
, In Betreff der beim Inkrafttreten dieses Gesetzes bereits beschäftigten
IUSUJdllchenArbeiter ist die im s. 130. vorgeschriebeneAnzeigebei der Ortspolizei-
Behorde binnen vier Wochen zu bewirken.

Z. 134.

Fabrikinhabeysowie alle diejenigen,welche mit Ganz- oder Halbfabrikaten
Handel txeiben,»sindverpflichtet,die Löhne der Arbeiter, welche mit Anfertigung
der Fabrikate»fursie beschäftigtsind, in baarem Gelde auszuzahlen.

Sie durfen»denselbenkeine Waaren kreditiren.
Dagegenkonnen den Arbeitern Wohnung, Feuerungsbedarf,Landnutzunskyrege «
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regelmäßigeBeköstigung,Arzneien und ärztlicheHülfe, sowie Werkzeugeund
Stoffe zu den von ihnen anzufertigendenFabrikaten unter Anrechnungbei der
Lohnzahlung verabreichtwerden.

s. 135.

Die Bestimmungendes Z. 134. sinden auch Anwendungauf Familien-
glieder, Gehülfen,Beauftragte, Geschäftsführer,Aufseherund Faktoren der dort
bezeichnetenArbeitgeber, sowie auf Gewerbetreibende,bei derenGeschäfteine der
hier erwähntenPersonen unmittelbar oder mittelbar betheiltgtist. «

Z. 136.

Unter Arbeitern (§. 134.) werden hier auch diejenigenverstanden,welche
außerhalbder Fabrikstättenfür Fabrikinhaberoder für die ihnen gleichestellten
Personen die zu deren Gewerbebetriebe nöthigenGanz- oder Halbfabri ate an-

fertigen, oder solche an sie absetzen, ohne aus dem Verkaufe dieserWaaren an

Konsumentenein Gewerbe zu machen.

Z. 137.

Arbeiter , deren Forderungen den Vorschriftender Js. 134. bis 136.
Tu-wider anders als durch Baarzahlung berichtigt sind, können zu jeder Zeit ie

Bezahlung ihrer Forderungen in baarem Gelde verlangen, ohne daß ihnen eine
Einrede aus dem an Zahlungsstatt Gegebenenentgegengesetztwerden kann. Letzteres
fällt, soweit es noch bei dem Empfängervorhanden oder dieser daraus bereichert
ist, der im Z. 139. Absatz2. gedachtenKassezu.

s. 138.

Verträge,welche-denIs. 134. bis 136. zuwiderlaufen,sind nichtig.
Dasselbe gilt von VerabredungenzwischenFabrikinhabernoderihnen gleich-

gestelltenPersonen einerseits und Arbeitern andererseits uber die Entnehmung
der Bedürfnissedieser letzteren aus gewissen Verkaufsstellen, sowie überhaupt
über die Verwendung des Verdienstesderselbenzu einem anderen Zweck,als zur
Betheiligung an Einrichtungenzur Verbesserungder Lage der Arbeiter oder ihrer
Familien (5. 134.).

Z. 139.·
Forderungen für Waaren, welche ungeachtet des Verbots den Arbeitern

kreditirt worden sind, können von Fabrikinhabern und von den ihnen gleich-
gestelltenPersonen weder eingeklagt, noch durch Anrechnungoder sonst geltend
gemacht werden , ohne Unterschied,ob sie zwischenden Betheiligtenunmittelbar
entstanden oder mittelbar erworben sind.

Dagegen fallen dergleichenForderungender Kranken-,Sterbe-, Spar- oder
ähnlichenHülfskassezu, welchein der Wohnortsgememdedes betheili ten Arbeiters
für diejenigeKlasse von Arbeitern besteht,zu welcher er gehört. Sindmehrere
solcherKassenvorhanden, so fällt die Forderung allen

kzugleichenTheilen zu, in
Ermangelungderartiger Anstalten aber der Ortsarmen asse.

Titel
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»

Titel vllL

GewerblicheHülfskassen

Z. 140.

Die durch Ortsstatut oder Anordnung der Verwaltungsbehördebegründete
Verpflichtungder selbstständigenGewerbetreibenden,einer mit einer Jnnung ver-

bundenen oder außerhalbderselbenbestehendenKranken-, Hülfs- oder Sterbe-

kasse für selbstständigeGewerbetreibende beizutreten, wird aufgehoben. Im
Uebrigenwird in den VerhältnissendieserKassendurch gegenwärtigesGesetznichts
geändert.

Neue Kassender selbstständigenGewerbetreibenden für die erwähntenZwecke
erhalten durch die Genehmigungder höherenVerwaltungsbehördedie Rechte
juristischerPersonen, soweit es zur Erlangung dieser Rechte einer besonderen
staatlichen Genehmigungbedarf.

Z. 141.

Pis zum Erlaß eines Bundesgefetzesbleiben die Anordnungender Landes.

gesetzkuber die Kranken-,Hükfs- und Sterbekassen für Gesellen, Gehäler und
Fabrikarbeiter in Kraft.

Die durchOrtsstatut oder Anordnung der
Verwaltungsbehördebegründete

Verpflichtungder Gesellen,Gehülfeu,Lehrlingeund Fabrikareiter,einer,bestimm-
ten Kranken-,Hülfs- oder Sterbekassebeizutreten,wird indeßsur diejenigenauf-
· ehoben welchenachweisen,daß sie einer anderen Kranken-, Hulfs- oder Sterbe-

asse angehören.

Titel IX.

Ortsstatuten.

§. 142.

thsstatlktenkönnen die ihnen durch das Gesetzüberwiesenengewerblichen
Gegepstandemit verbindlicherKraft ordnen. Dieselbenwerden, nach Anhörung
EckhauskaGewerbetreibender,auf Grund eines Gemeindebeschlussesabgefaßt.
Sie bedursen der Genehmigungder höherenVerwaltungsbehörde

Die Centralbehördei be Ugt- Ortsstatuten welche mit den Gesetzenin
Widerspruchstehen,außerthaftfzusetzen.

,
«

»
Bundes - GesetzbL 1869.

»

45 t cl
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Titel X.

Strafbestimmungen.

s. 143.

Die Berechtigung zum Gewerbebetriebe kann, abgesehenvon Konzefsions-
Entziehungenund den in diesem GesetzegestattetenUntersagungen des Gewerbe-
betriebes "(§.15. Absatz2. und Z. 35.), weder durch richterlichenoch administras
tive Entscheidungentzogen werden.

Ausnahmen von diesem Grundsatze, welche durch die Steuergesetzebe-

gkügdetsinds bleiben so lange aufrecht erhalten, als diese Steuergesetzein Kraft
»

ei en.

, Ebenso bewendet es bei den Vorschriften der Landesgesetze,welchedieEnt-

ziehungder Befugnißzum selbstständigenBetriebeeines Gewerbes durch richter-
liches Erkenntnißals Strafe im Falle einer durch die Presse begangenenZu-

widerhandlung vorschreibenoder zulassen.
Die Bestimmungen der Landesgesetze,nach welchen die Befugniß zur

Herausgabe von Druckschriftenund zumsVertriebederselben innerhalb des Nord-
deutschen Bundesgebietes im Verwaltungswegeentzogen werden darf, werden
hierdurchaufgehoben .

·

s. 144.

s ,.»ani;efern,ab esehen von den Vorschriften über die Gntziehungdes Ge-
flvwerbfebetriebes(Z. 14« .), Zuwiderhandlungender Gewerbetreibendengegen ihre
Berufspflichtenaußer den in diesem GesetzerwähntenFalleneiner Strafe unter-

T

liegen, ist nach den darüber bestehendenGesetzenzu beurtheilen.

Jedoch werden aufgehobendie für Medizinalpersonenbestehendenbesonderen
«-Bestimmungen,welche ihnen unter Androhung von Strafen einen Zwang zu
ärlztlicherHülfe auferlegen.

Z. 145.

Für das Mindestmaaßder Strafen, das Verhältnißvon Geldstrafezu Ge-

s-,fängnißstrafe,sowie für die Verjährungdes im Z. 153. verzeichnetenVergehens,
1.;:.«sind:ssdiepBestimmungen der Landesgesetzemaaßgebend.

k Die übrigenin. diesemTitel mit Strafe bedrohtenHandlungen verjähren
,

binnen drei Monaten, .
von dem Tage an gerechnet, an welchem sie began-

gen sind.

s. 146.

«;Zuwiderhandlungengegen die Z§. 134. bis 136. werden mit einerGeld-

bußebis zu fünfhundertThalern und im Falle des Unvermögensmit

verhäl?m s
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nißmäßigerGefängnißstrafebis zu sechsMonaten bestraft. Im Wiederholungs-
falle wird die Strafe verdoppelt.

Die GeldbußenfließenderjenigenKassezu, welcherdie im Z. 139. erwähnten
Forderungen nach den dort ertheilten Vorschriftenzufallen.

·

Jede rechtskräftigeVerurtheilungwird auf Kosten des Verurtheilten durch
das amtliche Organ der hoherenVerwaltungsbehördedes Bezirks und andere

bffentlicheBlätter derjenigenKreise, in welchenderselbeund der betheiligteArbeiter

ihren Wohnsitzhaben, bekannt gemacht.

s. 147.

Mit Geldbußebis zu EinhundertThalern und im Unvermögensfallemit

verhältnißmäßigerGefangnißstrafebis zu sechsWochen wird bestraft:
1) wer denselbstständigenBetrieb eines stehenden.Gewerbes,zu dessenBe-

ginne eine besondere polizeilicheGenehmigung (Konzession,Approbation,
Bestallung)erforderlichist, ohne die vorschriftsmäßigeGenehmigung
unternimmtoder fortsetzt,oder von den in der Genehmigungfestgesetzten
Bedingungen abweicht; .

2) wer eine gewerblicheAnlage, zu der mit Rücksichtaus die Lage oder

Beschaffenheitder Betriebsstätteoder des Lokals eine besondereGeneh-
migung erforderlichist (§Z. 16. und 24.), ohne diese Genehmigung er-

richtet, oder die wesentlichenBedingungen, unter welchendie Genehmigung
ertheiltworden, nicht innehält,oder ohne neue Genehmigung eine wesent-
licheVeränderungder Betriebsstätteoder eine Verlegung des Lokals

oder eine wesentlicheVeränderung in dem Betriebe der Anlage vor-

nimmt;

3) wer, ohne hierzu approbirt zu«sein- sich qlsAkzt (WUUdak,zt-AYgeUXIkztx
Geburtshekfek,Zahnarzt, Thierarzt) bezeichnet»odersich einen ahnlichen
Titel beilegt, durch den der Glauben erweckt wird, der Inhaber desselben
sei eine geprüfteMedizinalpeksons
Enthält die Handlung zugleicheine Zuwiderhandlunggegen die Steuer-

gesetze-so soll nicht außerdemnoch auf eine Steuerstrase erkannt werden , es ist
aber darauf bei Zumessungder Strafe Rücksichtzu nehmen.

In dem Falle zu 2. kann die Polizeibehördedie Wegschaffungder Anlage
oder die Herstellungdes den Bedingungen entsprechendenZustandes derselben
anordnen.

Z. 148.

MiitGeldbu e bis u unfzi Thalern und im alle des Unvermö ens
mit Gefangnißstraßßebis ziiFviferWZchenwird bestraft:

F g

1) wer außer den in Z. 147. vorgesehenenFällen ein stehendesGewerbe
beginnt, ohne dasselbevorschriftsmäßiganzuzeigen,,«

2) wer die im s. 14. erfordette An- oder Abmeldung einer übernommenen

Feuerversicherungs- Agentur unterläßtj
45- Z) wer
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3) wer die im Z. 14. erforderten Anzeigenüber das Betriebslokal un-

terläßtj
4) wer der nach Z. 35. gegenihn ergangenen Unterfagungeines Gewerbe-

·

betriebes zuwiderhandelt, oder die in Z. 35. vorgeschriebeneAnzeige
unterläßt;

5) wer dem Z. 43. zuwiderhandelt;
«

·

6) wer bei dem Aufsuchen von Waarenbestellungenden Vorschriften im
Z. 44. zuwiderhandelt;

7) wer ein Gewerbe im Umherziehenohne Legitimationsscheinbetreibt;
8) wer bei dem Betriebe seines Gewerbesdie von der Obrigkeit vorgeschrie-

benen oder genehmigtenTaer uberschreitetj
9) wer als Lehrherr seine Pflichten gegen die ihm anvertrauten Lehrlinge
gröblichvernachlässigt;

10) wer der Aufforderung der Behördeungeachtet den Bestimmungen des

Z. 107. entgegenhandelt. —

In allen diesenFällen bleibt die Strafe ausgeschlossen,wenn die strafbare
Handlung zugleicheine Zuwiderhandlung gegen die Steuergesetzeenthält.

Z. 149.

Mit Geldbuße bis zu zehn Thalern und im Falle des Unvermögensmit
Gefängnißbis zu acht Tagen wird bestraft:

1) wer gewerblicheVerrichtungen,zu welchen er nach Vorschrift des Z. 44.
einer Legitimationbedarf, vornimmt, ohne dieselbezu besitzen,beziehungs-
weisemit sichzu führen,· .

2)s»

wer bei dem Gewerbebetrieb im Umherziehenden ihmertheiltenLegitimations-
scheinnicht mit sich führt, oder einem Anderen uberlaßt,«

3) wer ein Gewerbe im Umherziehen,für welchesihm ein auf einen bestimm-
ten Bezirk lautender Legitimationsschein(s. 60.) ertheilt ist, unbefugt
in einem anderen Bezirk betreibt ,·

4) wer den Vorschriftenim s. 61. zuwiderhcmdelti
5) wer bei dem Gewerbebetrieb im UmherziehenunbefugtBegleitermitführt

und wer einem Gewerbetreibenden im Umherzlehenunbefugt als Be-
gleiter dient ;

6) werddlenpolizeilichenAnordnungen wegen des Marktverkehrszuwider-
·

han e t;

7) wer es unterläßt,die in den W 130. und 133. vorgeschriebenenAn-

zeigenzu machen oder Listen zu führen.
«

Z. 150.

Wer den Vorschriften in den §§. 128. 129. und 130. zuwiderjugend-
liche
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liche Arbeiter annimmt oder beschäftigt,wird mit»einer
Geldbuge

bis zu fünf
Thalern und im Falle des Unvermdgensmit verhaltnißmäßigerefängnißstrafe
bis zu drei Tagen für jeden vorschriftswidrigangenommenen oder beschäftigten
Arbeiter bestraft.

War er innerhalb der letztenfünf Jahre bereits drei verschiedeneMale

auf Grund der vorstehendenBestimmungbestraft, so kann auf den Verlust der

Befugniß zur BeschäftigungjugendlicherArbeiter für eine bestimmteZeit oder

für immer gegen ihn erkannt werden.

Es mußan diesen Verlust, und zwar für mindestensdrei Monate erkannt

werden, wenn er innerhalb der letztenfünf Jahre bereits sechs verschiedeneMale

bestraft war.

Zuwiderhandlungenegen solche Erkenntnisse(Absatz2. und 3.) werden

mit Geldbuße bis zum vierfachenBetrage der im ersten AbsatzdiesesParagraphen
bestimmten Geldbuße,und im Falle des Unvermögensmit verhältnißmäßigem
Gefängnißbestraft.

Z. 151.

Sind polizeilicheVorschriften von dem Stellvertreter eines Gewerbetrei-
benden bei Ausübungdes Gewerbes übertreten worden, so trifft die Strafe den

Stellvertreter-, ist die Uebertretun»mit Vorwissen des verfügungsfähigenVer-
tretenen begangenworden, so verpallenbeide der gesetzlichenStrafe.

Ist an eine solcheUebertretung der Verlust der Konzession,Approbation
oder Vestallunggeknüpft,so findet derselbeauch als Folge der von dem Stell-
vertreter begangeneiiUebertretung statt, wenn diesemit Vorwissen des verfügungs-
fähigenVertretenen begangen worden, Jst diesnicht der Falls so ist der Ver-

tretene bei Verlust der Konzesston,Approbation u. s. w. verpflichtet, den Stell-

vertreter zu entlassen. -

s. 152.

Alle Verbote und Strafbestinimungengegen Gewerbetreibende, gewerbliche
GrhülfemGesellen oder Fabrikarbeiterwegen Verabredungenund Vereinigungen
zum Behufeder Erlangung günstigerLohn- und Arbeitsbedingungen, insbeson-

bmittelstEinstellungder Arbeit oder Entlassungder Arbeiter, werden auf-
en.

, "

-

Jedem Theilnehnier steht der Rücktritt von solchen Vereinigungen und

Verabredungenfrei, und es findet aus letzterenweder Klage noch Einrede statt.

Z. 153.

Wer Andere dur Anwendung körperlichenZwan es durch Drohun en
durch Ehrverletzungodxlrdurch Verrufserklärungbestimiäzit,oder·zu bestimgieii
VersuchttaU solchen Verabredungen (§. 1,52.)Theil zu nehmen- oder ihnen Folge
zU lekstrnioder Andere durch gleicheMittel hindert oder zu hindern versucht,
von solchenVerabredungenzurückzutreten,wird mit Gefängnißbis zu drei Mo-
naten bestraft-sofern nach dem allgemeinenStrafgesetznicht eine härtereStrafe
eintritt.

Schluß-
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Schlußbestimmungen

Z. 154.

Die Bestimmungender M 128. bis 139. finden auch auf die Besitzer,
beziehungsweiseArbeiter von Bergwerken, Aufbereitungsanstaltenund unterirdisch
betriebenen Brüchen oder Gruben Anwendung.

DiejenigenBestimmungen, welche die bezeichnetenArbeiter wegen groben
Ungehorsams,beharrlicherWidersetzlichkeitoder wegen Berlassens der Arbeit mit

Strafe bedrohen,werden aufgehoben.

Z. 155.

Wo in diesemGesetzeauf die Landesgesetzeverwiesen ist, sind Unter den

letztedrenauch die verfassungs- oder gesetzmäßigerlassenen Verordnungen ver-

an en.st
Welche Behörden in jedem Bundesstaate unter der Bezeichnung:höhere

Verwaltungsbehörde,untere Verwaltungsbehörde,Gemeindebehörde,Ortsbehörde,
Unterbehörde,Polizeibehörde,Ortspolizeibehördezu verstehensind, wird von der

Centralbehördedes Bundesstaates bekannt gemacht.

Z. 156.

Die Titel l. Il. 1V. bis X. dieses Gesetzestreten drei Monate nachdessen
Verkündung,der Titel III. tritt am 1. Januar 1870. in Kraft.

Das Gesetz,betreffendden Betrieb der stehendenGewerbe,vom 8. Juli
1868. (Bundesgesetzbl.S. 406.) tritt drei Monate nachVerkündungdiesesGe-

setzesaußerAnwendung.
Urkundlichunter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem

Bundes - Jnsiegel.
Gegeben Berlin, den 21. Juni 1869.

(l«. s.) Wilhelm.
Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

(N1-.313.) Gesetz, die Besteuerung des Zuckersbetreffend. Vom 26. Juni 1869.

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Königvon PreußenIc.

verordnen im Namen des Norddeutschen Bundes, nach erfolgter Zustimmung
des Bundesrathes des DeutschenZollvereins und des DeutschenZollparlaments,
was folgt:

"

Z. 1.

Vom 1. Septemberd. J. ab, wird die Steuer vom inländischenRübcekwzu er
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zucker
mit achtSilbergroschenoder acht und

er zur Zuckerbereitungbestimmtenrohen Rü

Z. 2.

Vom 1· September d. J. ist an Eingangszollvom Zentner ausländischem
Zucker und Syrup zu erheben, und zwar von

1) Zucker: raffinirter Zucker aller Art, sowie Rohzucker,wenn letztererden

auf Anordnung des Bundesrathesbei den nach Bedürfnißöffentlichzu

bezeichnendenZollstellenniederzulegenden,nach Anleitung des Holländi-
schen Stank-sitt Nr. 19. und darüber zu bestimmendenMustern ent-

spricht . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .. 5 Rthlr. — Sgr.
2) Rohzucker,soweit solchernicht zu dem unter 1. ge-

«

dachten gehört. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..

Z) Symp . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . ..

Auflösungenvon Zucker, welcheals solchebei
der Revision bestimmt erkannt werden, unter-

liegen dem vorstehend unter 2. ausgeführten
Eingangszolle.

4) Melasseunter Kontrole der Verwendungzur Brannt-

weinbereitung. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .

Für Tara werden vom Zentner Bruttogewicht vergütet:
beim Ein ang von Brod- (Hut-) Zucker, Kandis-, Bruch- oder Lumpenzucker:

zwanziKreuzern vom Zollzentner
en ersoben

frei.

14 fund in FässernmitDauben von Eichen-und anderem harten Holze,
10 - in anderen Fässern,
13 in Kisten,

7 - in Körben,«
beim Eingangevon Rohzuckerund Farin (Zuckermehl),sowiegestoßenemZucker:

13 Pfund in Fässernmit Dauben von Eichen-oder anderem hartenHolze,
10 in anderen Fässern,
13 - in Kisten, »

8 - in außereuropaischenRohrgeflechten(Kanassers, Kranjans),
7 - in anderen Körben,
4 - in Ballen-

beim Ein ange von SkapT
11 Hfundin Fässem

.

Z. 3.

Bei der Ausfuhr von inländischemwie von ausländischemZuckerüber die

Zollveremsgrenzevfoder bei dessenNiederlegung in öffentlichenNiederlagen wird,
UZOUUdte auszufuhrendeMenge mindestenszehnZentner beträgt,eine Vergütung
fnr den Zentner gewähktz

a) 1f«(1"13trimå:iohzuckervon mindestens 88 Prozent Polari-
» .

3 Rthlr.
b) ka Kandls Und für Zucker in weißen,vollen, harten

4 Sgr.

Bro-
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Broden bis zu 25 Pfund Nettogewichtoder in
«

’

Gegenwart der Steuerbehördezerkleinert. · . . . . . . .. 3 Rthlr. 25 Sgr.
c) für allen übrigenharten Zucker, sowie für alle -

weiße trockenen (nicht über 1 Prozent Wasser ent-

haltende) Zucker, in Krystall-, Krümel-·und Mehl-
form von mindestens 98 Prozent Polarisation. . 3 Rthlr 18«Sgr.

Der Bundesrath des Zollvereins hat die Zollämterzu bestimmen, über

welche die Ausfuhr bewirkt werden kann. Derselbe ist auch befugt, zu bestim-
men, daß die bei der Aussuhr von Zucker gegen VergütungabzugebendeDe-
klaration auf den Zuckergehaltnach dem Grade der Polarisationgerichtetwerde.

» Z. 4.
Wird bei der Ausfuhr von Zucker durch unrichtige Angabe des Zucker-

gehalts oder der sonstigenBeschaffenheit(handelsüblichenBezeichnung)des Zuckers,
Steuer- oder Zollvergütungfür Zucker,bei dessenAusfuhr eine Vergütungüber-
haupt nicht gewährtwird , in Anspruch genommen , so hat der Deklarant den

Betrag des vierten Theils der in Anspruch genommenen Vergütung als Strafe
verwirkt. Wird durch die unrichtige Angabe des Zuckergehaltseine höhereSteuer-
oder Zollvergütung,als die für die Klasse, zu welcher der auszuführendeZucker
gehört,festgesetzteVergütung in Anspruch genommen , so hat der Deklarant das

Doppelte der Differenz zwischen der zuständigenund der beanspruchten Ver-

gütung als Strafe verwirkt. —-

Auszer den vorstehend gedachtenStrafen tritt die Konfiskation des un-

richtig deklarirten Zucker-sein, wenn solcher in der Absicht,die Staatskasse zu
verkürzen, zwischenZucker verpacktworden ist, für welcheneine Vergütung, be-

ziehungsweiseeine höhereVergütun· gewährtwird.
»

Uebersteigt die Angabe des Zuckergehaltsden bei der Revisionerinittelten

Zuckergehaltum nicht mehr als ein Drittel Prozent, so findet eine Bestrafung
nicht statt. Ist zwar dieserProzentbetrag überschritten,aber der Beweis geführt,
daß die Absicht, die Staatskasse zu verkürzen,nicht V»Pkgele»gen»habe,so ist nur

eine Ordnungsstrafe von fünf bis funfzig Thalern (funf bis funf und siebenzig
Gulden) verwirkt.

’

§. 5.
,

Die zur Ausführung dieses GesetzeserforderlichenAnordnungenwerden
vom Bundesrathe des Zollvereins festgestellt

Urkundlich unter UnsererHöchsteigenhändigenUnterschriftund beigedrucktem
Bandes - Jnsiegel .

Gegeben Berlin, den 26. Juni 1869.
"

(L. s.) Wilhelm.
Gr. v. Bismarck-Schönhausen.

;-

Redigirt im Viixeau des Bundeskanzreks.

Berlin, gedrucktin der KöniglichenGeheimen ObersHofbuchdruckerei
(R. v. Decker).


